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Nr. 94. Mittag⸗ Ausgabe. 


Deut ſchland. 
0. C. Landtags ⸗Verhandlungen. 

13. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 24. Februar. 

11 Ubr. Am Miniſtertiſche Camphauſen, Graf zu Eulenburg, Geh Räthe 
Hoffmann, von Kehler, Haaſe, Herfurth, Illing u. A. 

Das Haus ſetzt die Specialberafhung des Budgets für 1876 
fort und erledigt ohne Debatte die Etats der Lotterie- und Münzver⸗ 
waltung, ſowie der Staatsdruckerei. Beim Etat der Porzellan⸗ 
manufactur nimmt das Wort: 

Abg. Freiherr v. Heeremann: Es ſind in früberen Zeiten Bedenken 
über die Nothwendigkeit einer Fortexiſtenz der Porzellanmanufactur geäußert 
worden, und wir ſind ſchon oft in die Erwägung dieſer Frage eingetreten. 

un iſt die Manufactur nach Charlottenburg verlegt worden und es ſind 
dort für ſie Grundſtücke angekauſt; die Frage des Fortbeſtebens iſt alſo von 
Seiten des Hauſes bejaht worden. Aber bei dieſem Stande der Dinge wer⸗ 
den wir uns jetzt fragen müſſen, ob das Inſtitut allen Anforderungen ge⸗ 
nügt, die man an daſſelbe ſtellen muß. Wir wollten mit dem Inſtitut kein 
Gewerbe⸗Inſtitut haben, um Privatleuten Concurrenz zu machen, wir woll⸗ 
ten es auch nicht haben als ein Inſtitut, um finanzielle Vortheile für den 
Staat zu erzielen, ſondern wir wollten ein künſtleriſches Inſtitut haben, und 
als ſolches ſollte es Bedeutung erhalten. Wenn man es nach dieſem Grund ⸗ 
ſatz betrachtet, fo muß ich ſagen, entſpricht es durchaus nicht den Anforde⸗ 
rungen, die man machen kann. Ich will biermit der Direction keinen Vor⸗ 
wurf machen; denn ich anerkenne vollkommen, daß es ſich in letzter Zeit ge⸗ 


boben und beſonders in techniſcher Beziehung große Fortschritte gemacht hat. 


Dennoch ſteht es in künſtleriſcher Hinſicht entſchieden hinter anderen Inſti⸗ 
tuten zurück. Ich beziehe mich hierbei nicht blos auf das Porzellan, ſondern 
im Allgemeinen auf die Producte der keramiſchen Kunſt; dieſelben haben 
auf den Geſchmack und die Kunſtentwickelung iu unſerem Volke einen bedeu⸗ 
tenden Einfluß, da ſie uns e als Gegenſtände des täglichen Gebrauchs 
umgeben, ſo daß es nothwendig erſcheint, auf ſie mehr als bisher die Auf⸗ 
merkſamteit zu richten. 1 \ 

Reg.⸗Commiſſar Geh. Reg⸗Rath Stüve: Ich will darauf aufmerkſam 
machen, daß, wenn die Porzellanmanufactur nicht in allen Beziehungen den 
1 entſprochen ben ſollte, dies lediglich den großen Schwierig⸗ 
keiten der Arz in Bezug auf die Technik zuzuſchreiben iſt, fo daß in 
künſtleriſcher Beziehung nicht in der Weiſe vorgegangen werden konnte, wie 
es in Zukunft zu erwarten ſein wird. . 

Der Etat der Porzellan⸗Manufactur wird genehmigt. 

Beim Etat der „Oeffentlichen Schuld“ richtet Abg. Dr. Ham⸗ 
macher an die Staatsregierung die Frage, ob dem Hauſe noch in dieſer 
Bau ein Geſetz über die Einverleibung Lauenburgs vorgelegt wer: 

würde. 

Finanzminiſter Camphauſen: Die eben angeregte Frage unterliegt gegen⸗ 
wärtig der Berathung des Staatsminiſteriums. Ich glaube die Erwartun 
ausſprechen zu dürfen, daß die Berathung das Reſultat ergeben wird, da 
noch in dieſer Seſſion dem Hauſe ein Geſetzentwurf, betreffend die Einver⸗ 
leibung Lauenburgs, zugehen wird. 

Der Etat der öffentlichen Schuld wird genehmigt, ebenſo ohne Discuſſion 
der Etat des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten. 

Zu dem Capitel des ſtatiſtiſchen Bureaus liegt ein Antrag des 
Abg. Kieſchke vor, der Gehaltspoſition des Vorſtehers den Zuſatz zu geben: 
„Der Vorſteber des Central⸗Bureaus hat freie Wohnung“. 

Abg. Dr. Seelig: Die Verdienſte des ſtatiſtiſchen Bureaus ſind ſo groß 
und fo hekonnt, dab ich hierauf nicht näher einzugehen brauche. Dem ſeit 
einigen Jahken zu Tage tretenden Beſtreben auf völlige Centraliſation des 
Inſtituts kann ich jedoch nicht beiſtimmen. Es unterliegt ja gar keinem 
Zweifel, daß eine einheitliche Bearbeitung große Vortheile gewährt, aber es 

ehen denſelben auch große Nachtheile gegenüber, welche ſich bauptſächlich 
uf Ich wünſche deshalb, daß eine größere Decentra⸗ 
liſation ſtattfinden möchte. 7 


Reg Comm. Geb. Reg.⸗Rath Herrfurtb: Die Centraliſation iſt ſeit dem 
Jahre 1871 angeſtrebt worden. Der Grund davon war die Erwägung, daß 
die Bearbeitung durch die techniſchen Kräfte eines Centralinſtituts leichter, 
zuverläſſiger und ſicherer ſtattfinden könne, als wenn ſie an vielen verſchie⸗ 
denen Orten zu geiheben habe, und, wie dies oft vorkommen würde, von 
Perſonen, die nicht genau mit den Arbeiten vertraut ſind. Bei der letzten 
Voltszäblung find wir jedoch den einzelnen Städten in der Weiſe entgegen: 
gekommen, daß ihnen die Erlaubniß ertheilt wurde, die Zählung felbit dor⸗ 
zunehmen und alle in communaler Hinſicht für ſie wichtigen Momente in 
die Liſten aufzunehmen; es iſt aber im Allgemeinen wenig Gebrauch von 
dieſer Erlaubniß gemacht worden. a . 

Abg. Miquel: Ich kann die Worte des Herrn Regierungscommiſſars 
nur beſtätigen. Es iſt ſeiner Zeit die Frage aufgeworfen, ob die Bearbei⸗ 
tung des Materials der Volkszählung in Berlin gemacht werden ſolle, oder 
an den Aufnabmeorjen ſelbſt. Damals hat ſich die Commiſſion dieſes Hauſes 
einſtimmig zu Gunſten der erſteren Anſicht ausgeſprochen, und ich führe zu⸗ 
gleich an, daß es damals eine Haupttlage der Städte war, daß ihnen auch 
dieſe Laſt auferlegt werden ſollte. Es iſt ja meiſtentheils auch gar nicht 
einmal das geeignete Perſonal vorhanden und die Gelegenheiten ſind nicht 
fo günftig, um ein ſtändiges Perſonal zu halten. Wenn dagegen ein gut 
organiſirtes und centraliſirtes Perſonal vorhanden ‚it, fo werden die Arbeiten 
ſich viel leichter ausführen laſſen und es kann dies auch nur im Intereſſe 
der Zuverläſſigkeit liegen. Von der Erlaubniß des Miniſters bei der letzten 
Zählung von Seiten der größeren Städte Preußenz iſt ſehr wenig Bean ic 
gemacht worden, wie ich zu meinem Bedauern zugeben muß. Wenn ſi 
dieſelben für die Sache intereſſiren, geeignetes Perſonal auszubilden und 
daſſelde in Harmonie mit den Arbeiten des Centralbureaus handeln laſſen 
würden, fo würde ihnen, wie ich glaube, das letztere die nöthige Unterſtützung 
gern zu Theil werden laſſen. N 

Abg. Dr. Seelig erklärt, daß er durchaus nicht wünſche, daß den 
Städten neue Laſten auferlegt, ſondern daß die Decentraliſation in der 
Weiſe durchgeführt würde, daß neben dem Centralbureau noch Provinzial⸗ 
bureaus eingerichtet würden, welche an Ort und Stelle die auf die localen 
Verhältniſſe bezüglichen Arbeiten viel richtiger erledigen würden, wie an der 
Centralſtelle. 

Regierungs⸗Commiſſar Geh. Regierungsrath Herrfurth: Nachdem die 
Regierung einmal in dem Beſtreben der Centraliſation aus den oben ange⸗ 
gebenen Gründen in den letzten Jahren vorgegangen iſt, kann ſie ſich nicht 


auf die Controle beziehen. 


D c Fa a hun Wan 5 
7 77 A ; 


Siebenundfünfzigſter Jahrgand. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Zeitun 


inn 


Expedition: tree Ne. 20. Außerdem übernehmen alle poſt⸗ 
Unſtalten Beſſellungen auf pie Zeitung, welche Sonntag und Montag 


7 * 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Fteitag, den 25. Febrnar 1876. 
— TREE REEL BESSERE NETTE 


vorgenommen haben, haben wir es ſehr gut gewußt, daß dieſe Rechnung 
nicht eine einſeitige, ſondern hier eine ziveileitige iſt. Der Herr Miniſter des 
Innern hat uns ſeine ſehr tüchtige Hilfe dabei geliehen, aber auch den Vor: 
behalt dabei gemacht — thatſächlich, nicht im Geſetze — alle Stellen conier- 
vativ zu befegen. In keinem Miniſterium wird dieſer Grundſatz ſo ſtark 
durchgeführt, daß an die Zuziehung eines liberalen Mitgliedes zu hohen 
Aemtern gar nicht zu denken iſt, ſondern daß die alte Bureaukratie nur aus 
ihren conſervativſten Theilen verſorgt wird mit den guten, einflußreichen und 
einträglichen Stellen dieſes Miniſteriumes. Das ſcheint mir der ſtillſchwei⸗ 
gende Lohn zu ſein, den der Miniſter mit ſich innerlich vereinbart hat gegen 
die Hilfe, die er uns geleiſtet hat für die liberalen Geſetze. (Heiterkeit. ) 
M. H., da die liberale Partei ſich niemals zu Aemtern berangedrängt hat, 
umgekehrt, wenn Ernennungen bei ihr ausnahmsweiſe einſchlugen, es für die 
betreffenden Perſonen immer fraglich iſt, ob ſie unbeſchadet ihres liberalen 
Standpunktes dieſe Stellen unter den gegenwärtigen Verhältniſſen bekleiden 
können, ſo führen wir hierüber perſönlich keine Klage; aber die Sache iſt nicht 
blos eine 1 ſondern daß dieſe entſcheidenden Perſonen überall 
dem neuen Geſetze die conſervative Geſtalt zu geben verſuchen, iſt eine Er» 
fahrung, die ſich im Lande bereits beſtätigt hat. Gar viele Landräthe ſind 
an ihren Stellen geneigt, die neue Kreisordnung ſo auszulegen, daß ſie, ſo 
viel als möglich, auf die neue Form paſſen ſoll (Sehr richtig! links), ebenſo 
die Regierungspräſidenten, und es herrſcht hierüber viel Verſtimmung im 
Lande. Das dürfen Sie ſich nicht verſchweigen. (Widerſpruch rechts.) Ich 
rede davon, daß unter den Liberalen im Lande hierüber Verſtimmung berrſcht. 
Unter den Conſervativen, das habe ich nicht behauptet. (Heiterkeit. 

Wir haben es aber von vornherein gewußt, daß ein derartiger Zuftand 
eintreten werde; uns ſchien es aber im Intereſſe des Landes, dieſe conſtitu 
tionellen Geſetze uns zu verſchaffen mit der Sicherheit, daß der liberale Geiſt, 
das iſt der Geiſt der Selbſtverwaltung, anfangen wird verbeſſernd zu wirken 
und mit der Zeit die conſtitutionellen Anſichten gegenüber dem Syſtem der 
Bureaukratie zu entwickeln. Wie ſind nun die Mitglieder zum Ober⸗Ver⸗ 
waltungsgericht ernannt worden? Wenn Sie die Sache getrennt von den 
Perſonennamen anſeben, ſo finden fie, daß das jetzige Ober⸗Verwaltungs 
gericht in ſeiner Mehrheit einer Miniſterial⸗Commiſſion ſo ähnlich ſieht, wie 
ein Ei dem anderen. (Sehr richtig! links.) Es find nämlich mit Ausnahme 
eines einzigen Mitgliedes nur Miniſterialräthe ernannt worden. Würde 
nun ein Mimiſterialrath ſofort mit ſeiner Ernennung zum Mitgliede dieſes 
Gerichtshofes aus ſeiner früheren Stellung gänzlich ausſcheiden, ſo könnte 
ich jagen; ich habe jetzt in ihm ein ſolches Mitglied, welches dem Gerichts: 
bofe allein angehört. Nun iſt aber die Majorität der Mitglieder gegen⸗ 
wärtig noch actuell beftehend aus eben den Miniſterialmitgliedern; das find 
dieſelben Herren, welche nun die Garantie der Unabhängigkeit dem Gerichts⸗ 
bofe geben ſollen, während der Centralgerichtshof mitwirkt, und fie in der 
nächſten Stunde Beamte ſind, abhängig von den Verfügungen ibrer vor⸗ 
Thel! Behörde. (Hört! Hört!) Kein Menſch aber kann ſich jo in zwei 

eile theilen, daß er jetzt in feiner amtlichen Thätigkeit ſich den Anſchau⸗ 
ungen des Herrn Miniſters unterwerfen muß, und in der nächſten Stunde 
ſo unabhängig ſein kann, daß er dieſen Vorgeſetzten der Centralxegierung 
gegenüber die geſetzliche Grenze der Verwaltung feſtſtellt. Das widerſpricht 
der menſchlichen Natur. Für denſelben Minifterialrath, der in feiner Stellung 
gezwungen als Regierungscommiſſar hier die Rechtsanſichten feines Vorge⸗ 
ſetzten vertheidigt, ohne dieſelben vielleicht perſönlich zu billigen, liegt eine 
Colliſion in der äußerten Nähe. 

Deshalb, wie gut auch der Wille geweſen ſein mag zur Auswahl der 
hierzu geeignetſten und beſten Perſonen, ſind die Garantien, die wir als 
Schlußſtein für den Bau der Selbſtverwaltung auffaſſen, keineswegs aus⸗ 
reichend. Und gerade in den erſten Jahren in es am wichtigſten, daß wir 
an dieſer Stelle einen ſelbſtſtändigen Gerichtshof haben. Auch die Herren 
aus den weſtlichen Provinzen bitte ich, dieſe Sache keineswegs als eine fremde 
anzuſehen. Wenn irgend wann der Stempel auf den Geiſt dieſer Behörde 
aufgedrückt wird, fo geſchieht es gerade in den erſten Jahren. it für die 
Thätigkeit des Verwaltungsgerichts in den erſten Jahren ein Präjudiz ge⸗ 
ſchaffen, ſo iſt auch ſicher anzunehmen, daß dieſe Thätigkeit in demſelben 
Geiſte fortgeführt wird (Sehr richtig!) Die beiden Beſchwerden alſo, die 
ich vorzubringen habe, ſind, daß einmal das judizielle Element nicht im Geiſte 
des Geſetzes ſeine Berückſichtigung gefunden hat und ſodann, daß die neben⸗ 
amtliche Stellung in der von mir geſchilderten Zuſammenſetzung herbeige⸗ 
führt iſt mit den Mängeln, welche jedem klar vor Augen treten müſſen. Ich 
kann das Haus nur bitten, meinen Antrag, der eine Mehrbewilligung in 
Ausficht ſtellt, litt in dieſem ſpeciellen Fall nicht an die Budgetcommiſſion, 
ſondern an diejenige Commiſſion zu überweiſen, welche wir für die hoffentlich 
in den allernächſten Tagen zu erwartende Vorlage eines Competenzgeſetzes 
wählen werden. (Beifall.) 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Ich kann mich im Allge⸗ 
meinen mit den vom Vorredner entwickelten Gedanken nur einverſtanden er⸗ 
klären und verſichern, daß die Regierung von denſelben Geſichtspunkten aus⸗ 
egangen iſt, die eben entwickelt ſind. 5 der jetzigen Zuſammenſetzung des 

berverwaltungsgerichts hat nur der Zuſtand der Neuheit der Verhältniſſe 
geführt, der weſentlich doch die Augen auf Leute richten mußte, von denen 
die Regierung bereits jetzt überzeugt war, daß ſie wirkliche Verwaltungskennt⸗ 
niß haben und die ihnen geſtellte Aufgabe ſofort praktiſch in die Hand nebs 
men würden, während es ſehr ſchwer geweſen wäre, aus unbekannten Kate⸗ 
gorien Leute auszuwählen, denen man jo außerordentlich weittragende Be⸗ 
ſugniſſe in die Hand legt, wie das Oberverwaltungsgericht fie auszuüben 
bat. Die jetzt im Oberverwaltungsgerichte befindlichen Herren haben ſämmt⸗ 
lich längere Zeit als Richter fungirt und mit Ausnahme vielleicht des Prä⸗ 
ſidenten alle drei juriſtiſchen Prüfungen beſtanden, ſo daß die Vorausſetzung, 
welche das Geſetz verlangt, mehr als erfüllt it. Es iſt auch niemals dem 
Staatsminiſterium in den Sinn gekommen, weitere Beſetzungen in nebenamt⸗ 
1 Weiſe zus u laſſen in dieſer Zuſammenſezung, die nur das In⸗ 
ſtilut ins Leben rufen ſoll, um dann hinterher je nach den gewonnenen Er⸗ 
e ag es in dem Sinne zu compleliren, wie der Abg. Lasker es wünſcht 
und wie es in der Natur der Sache liegt. Gegen die Ueberweiſung des An⸗ 
trages an die Budgetcommiſſion kann ich nichts erinnern, ich muß aber vor⸗ 
ge bemerken, daß mir die Tragweite deſſelben nicht ganz klar ift, denn die 

rage, mit welchem Recht die jetzigen itglieder des Oberverwaltungsgerich⸗ 
tes ihren Platz einnehmen und wie lange, hat der Abg. Lasker ſelbſt nicht 
berührt, da er ſie für nicht ganz 8 bät. Nach dem Wortlaut des 
Geſetzes haben die Herren meiner Meinung nach das Recht, ſo lange ſie in 
ihren amtlichen Stellungen find, auch ihre Plätze im Verwaltungsgericht zu 


arauf einlaſſen, plötzlich daſſelbe wieder durch Decentraliſation zu negiren;] behal 


wird etz den einzelnen Städten überlaſſen bleiben, ſelbſt mit der Ein: 


richtung von Burtaus vor i i 
N zugeben. Was die Zuverläſſigkeit der von dem 
Genen at bearbeiteten Zahlen bettifft, ſo iſt es klar, daß ſie abſolute 
ift nach dem Gee mprucden dürfen, denn Febler kommen überall vor, doch 
rößten Theil 9 Zahlen es wahrſcheinlich, daß ſich die Fehler zum 
9 len die relafibe Mice compenſiren, und ſo glaube ich, wird man den 

able Capitel des an keit nicht abſprechen können. 

3 p atiſtiſchen Bureaus wird mit dem Antrage Kieſchke 
Cap. 92 wirft 172,138 Mart für das Oberverwaltungsgericht, die 
„ und die Deputationen für das Hei⸗ 
erzu iſt von dem Abg. Lasker der An : r 
Abe nen wolle beſchließen: ſeine Vereuwileiſ 7 r De fir 
das Jahr 1876 diejenigen Gehälter zu bewilligen, welche erforderlich find, 
2 ee des Oberverwaltungsgerichts in ſelbſt⸗ 
emtern z - ‘ l 
Abg. Lasker: Meine Herren! Wir haben die geſammte Selbſtverwal⸗ 
tung im letzten Ausgangspunkt auf die Garantie geftellt, welche das Ober⸗ 
verwaltungsgericht ſowohl den unteren Organen gegenüber, als auch beſon⸗ 
ders dem Miniſterium gegenüber darbietet. Wir müſſen die vollſtändige Ga⸗ 
rantie haben, daß die Mitglieder unbeeinflußt, lediglich nach dem Geiſte der 
neuen Geſetze und aus der inneren Natur der Sache ſelbſt die vorkommen⸗ 
den Streitfragen entſcheiden. Seitdem wir nun dieſe Geſetze mit einem 
weſentlichen Kepräfentanten der conſervativen Politik zu vereinbaren uns 


ehalten. f 

Ferner glaube ich, daß keineswegs in dieſem Jahre das Bedürfniß einer 
Vermehrung der Mitglieder eintreten wird, da ſelbſt, wenn die Geſetze, von 
denen dies weſentlich abhängt, in dieſem Jahre zu Stande kommen, ihre 
Wirkſamkeit doch erſt im künftigen Jahre beginnen würde. Beſſer möchte 
ſich der Antrag formuliren, wenn er „dom Jahre 1877 ab“ lautete, wo ich 
mich denn auch mit dem Herrn Finanzminiſter in Einvernehmen ſetzen könnte, 
was mir bisber nicht möglich geworden iſt. — Vielleicht erlauben Sie mir, 
bei dieſer Gelegenheit gleichzeitig den Competenzgeſetzentwurf einzubringen? 
(Heiterkeit) Sie erinnern ſich, daß in der Kreisordnung durch die Kreisaus⸗ 
ſchüſſe dasjenige Organ geſchaffen wurde, das eigentlich die Wurzel der 
ganzen Organiſation bildet. Dieſe Kreisausſchüſſe haben bekanntlich zwei 
verſchiedene Functionen, fie find Verwaltungsbebörden in Beziehung auf den 
Kreis, fie find Verwaltungsbehörden inſofern, als fie auch an der landes⸗ 
berrlichen Verwaltung Theil nehmen, und ſie ſind Verwaltungs gerichte in 
erſter Inſtanz. Mit der Kreisordnung zugleich wurden nun die Bezirkever⸗ 
waltungsgerichte geſchaffen, und es gab alſo für die Beſchlüſſe der Kreis: 
ausſchüſſe keine zweite Inſtanz weiter als die Verwaltungsgerichte. Ganz 
natürlich war es, daß nun in die Inſtanz der Verwaltungsgerichte auch An⸗ 
elegendeiten treten mußten, die nicht rein ſtreitige Verwaltungsſachen waren, 
ſendern daß man an all den Fällen, wo man die Kreisausſchuſſe nicht in 
letzter Inſtanz entſcheiden laſſen wollte, die Bezirksverwaltungsgerichte auch 
mit der e über ſolche Angelegenheiten betrauen mußte, welche 
eben Verwaltungs⸗Angelegenbeiten und nicht Streitſachen waren. Dadurch 
iſt in dem ganzen Begriff eine gewiſſe Dunkelheit entſtanden, und die Com⸗ 
petenzfragen haben ſich gemehrt. Man konnte und mußte das ſo lange 


— 


dulden, als die entſprechenden Organe noch nicht geſchaffen waren, alſo na⸗ 
mentlich die Bezirksräthe, die Provinzialräthe und in letzter Beziehung das 
Verwaltungsgericht. Nachdem dieſe Inſtitutionen nun ins Leben gerufen 


di 


find, ift eine Sonderung desjenigen, was vor die Verwaltungsgerichte und 


was vor die Bezirksrätbe gebört, abſolut nothwendig geworden. Es wird 
bei dieſer 1 erſtlich dasjenige, was an der Kreisordnung noch un⸗ 
klar in dieſer Beziehung ift, klargelegt und geſondert und den einzelnen Be⸗ 
börden dasjenige zugewieſen, was ihrer Competenz zukommt. 

Bei dieſer Gelegenheit aber hat man 
Declaration der Kreisordnung ſtehen bleiben zu ſollen, ſondern auch noch 
andere Competenzen, die man bisher bei den Regierungen gelaſſen hatte, 
ebenfalls auf die Kreisausſchüſſe reſp. auf die neugeſchaffenen Inſtitutionen 
überzuleiten, weil man nun eben durch ihre Zuſammenſetzung Garantten ge⸗ 
wonnen hatte, daß die Dinge dort ſachgemäß und zwecktienlich behandelt 
werden würden. Es ſind alſo neue Competenzen den Kreisausſchüſſen und 
den neu creirten Organen übertragen worden. In dem Maße nun, als 
ſolche Competenzen von den Regierungen abgezogen und auf dieſe Organe 
übergeleitet werden, in demſelben Maße erleichtern fi die Geſchafte der Re⸗ 
gierungscollegien, und wenn man namentlich alle diejenigen Geſchafte der 
Selbstverwaltung überträgt, welche keiner collegialiſchen Behandlung bedür⸗ 
fett, dann wird bei den Regierungs⸗Abtheilungen des Innern nur derjenige 
Tbeil der Verwaltungsgeſchäfte verbleiben, der einer ſolchen collegialiſchen 
Behandlung nicht dedarf, ſondern deren Behandlung vielleicht in der Hand 
eines einzelnen Beamten zweckmäßig geführt wird. Wir ſind deshalb, ob⸗ 
gleich die Sache viel Bedenken erregt hat, darauf gekommen, in dem Geſetz 
Ibnen bereits die Umgeſtaltung der Abtheilung des Innern zu empfehlen, 
um auf dieſe Weiſe den Grundſtein einer Reorganiſation der Verwaltungs⸗ 
behörden überhaupt zu legen. Wir ſchlagen Ihnen vor, alles dasjenige, 
was durch das Competenzgeſetz und durch alle diejenigen Geſetze erledigt 
wird, welche noch große Materien zu regeln haben, auf den Regierungsprä⸗ 
ſidenten zu übertragen und dem nur Räthe zur Seite zu ſetzen, die in dieſen 
Functionen wie die Miniſterialräthe zum Miniſter fteben. Wir wollen alſo 
die Finanz abtheilung der Regierungen einſtweilen noch beſtehen laſſen, auch 
in Schul⸗ und Kirchenſachen nicht viel ändern. Da, wo der Regierungsprä⸗ 
ſident für die inneren Angelegenheiten ſelbſtſtändig iſt, ſoll er jo lange be⸗ 
laſſen werden, bis auch bier eine andere Regelung eingeführt wird. Es 
knüpfen ſich an dieſen Grundgedanken Einzelheiten, die in hundert und eini⸗ 
gen Paragraphen niedergelegt ſind. Es kann ja kein Zweifel ſein, daß dieſe 
Sache erſt in einer Commiſſion berathen werden muß. Ich würde nur 
wünſchen, daß in die Commiſſion nur diejenigen Herren gewählt werden 
möchten, die durch die Kenntniß dieſer Verhältniſſe die beſte Garantie dafür 
bieten, daß dasjenige, was mit großer Mühe und Anſtrengung im Miniſte⸗ 
rium ausgearbeitet wird, einer gleichen ſorgfältigen Behandlung auch in 
dieſem Hauſe unterliegt. 

Das Haus beſchließt den Antrag Lasker einer Commiſſion zur Vor⸗ 
prüfung zu überweiſen; welches dieſe Commiſſion ſein wird, ſoll nach der 
1 Berathung des heut eingegangenen Competenz⸗Geſetzes feſtgeſtellt 

erden. 

Zu Titel 6 dieſes Capitels, Remunerirung der Stellvertreter, be⸗ 
antragt Abg. Wendorff, die Stellvertreter der Mitglieder der Bezirks⸗Ver⸗ 
waltungsgerichte feſt zu beſolden, ftatt dieſelben, wie bisher, nach Maßgabe 
ihrer jeweiligen Beſchäſtigung zu honoriren. Zur Begründung des Antrages 
weiſt er auf die Incondenienzen hin, zu denen es führe, wenn man den 
Stellvertreter nöthige, jedesmal ſeine Rechnung einzureichen und deren Rich⸗ 
al prüfen zu laſſen. Der einzige Einwand den man gegen den Antrag 
erheben könne, ſei der, daß bei einer feſten Beſoldung das Gehalt in den 
meiſten Fällen den wirklichen Leiſtungen nicht entſprechen würde, dieſes Be⸗ 
denken könne jedoch die Richtigkeit des Princips nicht beeinträchtigen. Werde 
der Stellvertreter in einem Jahre außergewöhnlich oft zur Stelldertretung 
herangezogen, ſo werde er zwar etwas mehr arbeiten müſſen, als man ihm 
bezahle, indeſſen werde er in dieſem Falle den Lohn für die Mehrarbeit in 
feiner inneren Befriedigung finden; andererſeits ſei ez kein Unglück, wenn 
er einmal mehr Gehalt bekomme, als er nach ſeiner Arbeit verdiene, finanziell 
ſei der Betrag zu unbedeutend, um ins Gewicht zu fallen. 

Regierungs⸗Commiſſar Herrfurth erkennt die Inconvenienzen des jetzigen 
Zuſtandes an, hält dieſelben aber für 8 bedenklich, als einen Zustand, 
a5 * Arbeiter ohne Rückſicht auf ſeine Leiſtungen die gleiche Beſoldung 
erhalte. 


trag Kieſchke angenommen. 

Zu Cap. 92a „Standesämter“ beklagt 1855 v. Schorlemer⸗Alſt 
die zu große Belaſtung der Amtmänner in Weſtfalen. Dieſelben ſeien Com⸗ 
munalbeamte, und wenn der Staat ihre Dienſte für ſich in ſolchem Maße 
in Anſpruch nehme, müſſe er ſie auch bezahlen und nicht der Commune allein 
die Beſoldung überlaſſen. Von dem Abg. Wehrenpfennig erwarte er übri⸗ 
gens, daß er bei dieſer Poſition ſein im Reichstag gegebenes Versprechen 
einlöſen und die Fälle, in denen Lehrer und Beamte, weil fie ſich nur 
cibiliter trauen ließen, gemaßregelt wurden, zur Sprache bringen werde. 
Er und ſeine Freunde könnten dieſen Maßregeln nur zuſtimmen, da durch 
9 Civilehe auf dasjenige Niveau herabgedrückt werde, das ihr 
gebühre. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Daß eine Belaſtung der 

Amtmänner in Weſtfalen ſtattfindet, mag wohl ſein; aber dieſelben ſind nicht 


geglaubt, doch nicht blos bei einer 


etwa durch eine miniſterielle Anordnung, ſondern durch das Civilehegeſetz 


direct r die Function eines Standesbeamten zu übernehmen. 

Abg. Dr. Wehrenpfennig: Es handelte ſich im Reichstage um Hand⸗ 
lungen der mecklenburgiſchen Regierung, durch die gegen das Reichscivilehe⸗ 
geleb berftoßen wurde, und ich behielt mir vor, mich keineswegs durch den 

inwand, daß hier eine Sache der inneren Kirchendisciplin vorliege, davon 
abhalten zu laſſen, ſolche Geſetzwidrigkeiten öffentlich zu discutjren und zu 
unierſuchen. Ich verſpreche dem Abg v. Schorlemer, daß ich in dieſer Ber 
ziehung auch in der gegenwärtigen Seſſion eine Anregung geben werde. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Auf dem Lande dat man vielfach Standes⸗ 

beamte gewählt, welche in Wirkichkeit nicht im Stande ſind, die Regiſter 
ordentlich zu führen. Wenn ihnen dies taliter qualiter hier und da noch 
moglich, fo liegt das blos darin, daß die Geiſtlichen freundlich genug ſind, 
ihnen ihre Hilfe angedeihen zu laſſen. Ueberall aber kann man darauf nicht 
rechnen, beſonders in den Gemeinden nicht, wo man keine Geiſtlichen mehr 
dat. Solche giedt es ja bereits in Preußen und es ſcheint der Wunſch der 
Regierung zu ſein, daß ihrer immer mehrere werden. Wenn das ſo fort⸗ 
gebt, ſo muß das ganze Standesamtsweſen und die Wee in 
Preußen auf dem Lande gänzlich in Verwirrung gerathen. 
Civilehegeſetze nothwendig dahin ändern Aüſſen, daß wir die Abſchließung 
der Ede an die Gerichte übertragen, die übrige Buchführung aber den Geiſt⸗ 
lichen wieder zuwenden. (Oho! links.) Jawohl, meine Herren, eher kommen 
wir zu keinem gedeihlichen Ende und die Zeit wird kommen, wo auch die⸗ 
jenigen, die jetzt Obo rufen, meine Anſicht theilen, wenn ihre eigenen Stan⸗ 
desverhältniſſe in Verwirrung gerathen ſind. (Heiterkeit.) 

Die Poſitionen dieſes Capitels werden genehmigt. 

Zu Cap. 95 „Landräthliche Behörden und Aemter“ beantragt der Abg. 
Hoppe 4 Ober⸗Amtmänner in den Hobenzollern'ſchen Landen zu bewilligen, 
Dagenen die Mehrforderung von 3170 Mark abzuſetzen. 

Miniſter Graf zu Eulenburg bittet nach einem längeren, auch au 
der 1 unverſtändlichen Vortrage des Abg. Gajewski, da 
derſelbe ſich brieflich an ihn wenden möge, da ihm feine Ausführungen un⸗ 
verſtändlich geblieben ſeien. 

Der Abg. Schulz (Biedenkopf) erſucht den Miniſter des Innern um 
Auskunft, ob bald die Vereinigung des Kreiſes Wetzlar mit dem Regierungs⸗ 
bezirk Wiesbaden zu erwarten ſtehe. g 

Miniſter Graf zu Eulenburg erwidert, daß die Wünſche der Bewohner 
über die Begrenzung des Kreiſes Wetzlar und des benachbarten Regierungs⸗ 
bezirks der Regierung bekannt find, daß aber die Vecſchiedenheit der 
Geſetzgebung und der Bermö ensverhältniſſe eine eingehende Prüfung noth⸗ 


wendig machen, fo daß jedenfalls mit der Einführung der Organiſationsgeſetze 
die Frage ibre je finden wird. l 3 
Übg: Berger (Witten); Der Abg“ von Schorlemer bat mit Recht dig 


ir werden die 


Nach Ablehnung des Wendorff'ſchen Antrages wird hierauf der An⸗ x | 


berlaſtung der Amtmänner in den weſtlichen Provinzen mit ſtaatlichen 
ctionen, welche jährlich vermehrt werden, hervorgeboben. Dadurch wird 
eine Erhöhung der Communallaſten herbeigeführt, die eine ernſtliche Auf: 
merkſamkeit verdient. Eben ſo verhält es ſich mit den Landräthen in den 
nduſtriebezirken von Rheinland und Weftphalen. Der Kreis Bochum mit 
Quadratmeilen Flächeninhalt und 204,714 Einwohnern hat nur einen 
Landrath mit zwei Kreisſecretairen, deren Hauptthätigkeit abſorbirt wird 
durch die zahlreichen ſtaatlichen Functionen. Das iſt unzulänglich. Aebnlich 
ſind die Verhältniſſe in Dortmund, welcher Kreis ca. 190,000 Einwohner zählt. 
Ich weiß, daß dieſe Fragen von der Regierung erwogen werden, jedoch nicht 
mit genügender e ich mochte alſo die Aufmerkſamkeit des Miniſters 
auf die baldige Theilung dieſer Kreifg richten. RE 

Regierungscommiſſar Geh. Rath Herrfurth erkennt die Darftellung des 
Vorredners als richtig an; das Bureauperſonal der betreffenden Landräthe 
fer vermehrt worden. Auch andere Verhandlungen zur Abhilfe ſeien ein: 
geleitet, um die Stadt Bochum aus dem Landkreiſe auszuſcheiden, womit 
ſich der Herr Miniſter im Princip einverſtanden erklärt hat. Auch ſteht in 
Berathung, die Stadt Witten mit Theilen der Kreiſe Bochum, Dortmund und 
Hagen zu einem Kreiſe zu vereinigen. Im letzten Jahre iſt ja auch die Stadt 
Dortmund aus dem Kreiſe ausgeſchieden worden. 

Der Antrag Hoppe wird abgelehnt. . 

Bei Tit. 7 (Remuneration für 30 Translateure in der Provinz Poſen 
und Schleswig⸗Holſtein 30,000 Mark) erklärt Abgeordneter v. Tempelhoff 
es für unbillig, wenn die Regierung die früher mit feſtem Gebalt angeſtellten 
Kreistranslateure jetzt nicht als etatsmäßige Beamte anerkenne und empfiehlt 
8 leinen betreffenden Specialfall, der Budget⸗Commiſſion zur 

eachtung. 

Regierungscommiſſar Geh. Rath Herrfurth erklärt, daß die Regierung 
die Kreistranslateure nicht als etatsmäßige Beamte anerkennen könne und 
daß diejenigen derſelben, welche ſich dadurch beſchwert fühlen, den Rechtsweg 
beſchreiten lönnten. ; 

Abg. Kieſchke vertritt den Standpunkt der Regierung und Abg. Oſter⸗ 
rath verſprickt eine baldige Berichterſtattung über die angeführte Petition 
Seitens der Budget⸗Commiſſion. 

Die Poſition wird bewilligt. 4 x . 

Bei Capitel 96 (Polizei⸗Verwaltung in Berlin) ergreift das Wort 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt: Vor einem Jahre wurde eine Anzahl 
katholiſcher Vereine vom Polizei⸗Präſidium vorläufig geſchloſſen und die 
Schließung ſpäter von den Gerichten als gerechtfertigt erklärt, obwohl die 
Momente, welche als Motive angeführt waren, mir äußerſt ſchwach erſchie⸗ 
nen. Es iſt aber intereſſant, einen Vergleich mit dem Verfahren anzuſtellen, 
welches den liberalen Vereinen gegenüber beobachtet wird. Ich nenne den 
„Deutſchen und Bildungs⸗Verein“ am Rhein, deſſen Vorſitzender Herr von 
Sybel iſt. Derſelbe treibt nach feinen Statuten Politik, ſteht mit beſonderen 
Localvereinen in Verbindung, er hat in einzelnen Orten feine Geſchafts⸗ 
führer und ſteht mit dem Central⸗Comite des Berliner Nationalliberalen Ver⸗ 
eins in Verbindung, wenn er ſich auch eine Selbſtſtändigkeit in localen Ver⸗ 
hältniſſen gewahrt hat. Aehnliche Vereine beſtehen in Heſſen, welche ſich in 
Bezirksvereine mit befonderen Vorſtehern gliedern und jo gegen das Vereins⸗ 
geſetz verſtoßen. Allerdings, wo kein Kläger iſt, iſt kein Richter. Ich wünſche 
eine möglichſt gleichmäßige Behandlung der Vereine aller Parteien mit mög- 
lichſt großer Freiheit derſelben. Denn an und für ſich ſchaden uns ſolche 
Vereine wie der „Dentihe und Bildungs⸗Verein“ nicht. Ihr Präſident, 
Herr von Sybel, bat ja ſchon fürs künftige Jahr recht ſchwarz geſehen, was 
wahrſcheinlich von dem Dunkel herrührt, das in ſeinem Vereine herrſcht. 

( Heiterkeit.) Er bat einen Geſinnungswechſel in der Rheinprovinz binnen 
einem Jahre prophezeit, dergleichen mag bei ſeiner Partei vorkommen, bei 
uns iſt das nicht Sitte. Ich wollte nur vor dem Lande conſtatiren, hier wie 
bei dem Juſtizetat, wie ungerecht und ungleichmäßig wir behandelt werden. 

ch verſpreche mir davon die erfreulichſten Folgen für unſere Sache und 
chließe mit dem Verſe Hoffmann's von Fallersleben, der auch auf Sie Au⸗ 
wendung findet: 0 
Sagt nur zu tauſend Malen 
Ja und nein und ja und nein, 
Eu’se Steuern müßt Ihr zahlen, 
Das iſt Euer Recht allein. N i 

Der Präſident erklärt, daß dieſe Erörterung eigentlich nicht hierher ge⸗ 
hört, daß er aber jetzt Erwiderungen zulaſſen werde und es erhält das Wort 

Abg. v. mare: Der Vorredner iſt über die Angelegenheiten, gegen 
die er ſeine Angriffe richtet, wenig unterrichtet. Der „Deutſche Verein“, 
deſſen Vorſtand ich bin, hat mit dem „Bildungsverein“, welcher ſeinen Cen⸗ 
tralverein bier in Berlin hat, nichts zu ſchaffen. Er weiß auch nicht, daß 
der „Deutſche Verein“ mit dem „Nationalliberalen Verein“ in Berlin in 
keiner Beziehung ſteht. Es war einmal die Rede davon, zu demſelben Stel⸗ 
lung zu nehmen; es wurde aber ſofort auf das Geſetzwidrige einer ſolchen 
a . hingewieſen. Eine Verbindung mit dem „Nationalliberalen 

erein“ verträgt ſich auch nicht mit der Selbſiſtändigkeit des „Deutſchen 
Vereins“, welcher eine Coalition der Nationalliberalen und Fortſchrittspartei 
in der Rheinprovinz iſt. Ich wünſche alſo, daß ſich die clericalen Vereine 
einer ebenſo correcten Haltung gegen die Geſetze befleißigen mögen wie der 
„Deutſche Verein“, dann werden ſie nicht in unangenehme Berührung mit 
den Gerichten kommen. Der Abg. v. Schorlemer hat ferner behauptet, daß 
der „Deutſche Verein“ ſich in verſchiedene Untervereine gliedere. Der Vor⸗ 
ſtand des „Deutſchen Vereins“ hat ſtets darauf bingewieſen, daß die Bil⸗ 
dung von Localvereinen ungeſetzlich und daß nur der Anſchluß der einzelnen 
an den Hauptverein in Bonn zuläſſig ſei. Wo ſich trotzdem Localvereine 
bildeten, hat der Vorſtand mit Hinweis auf die Ungeſetzlichkeit zu Auflöſung 
aufgefordert, und wo dieſe in einem Falle trotzdem nicht erfolgte, iſt die Be⸗ 
börde ebenſo ſtreng, wie gegen die clericalen Vereine. Gegen die „Deutſche 
Veteins⸗Correſpondenz“ wird ebenfo proceſſirt, wie gegen ultramontane 
Organe. Nach meinen Erfahrungen haben die Behörden überall mit gleichem 
Maße gemeſſen. f 

Abg. Miquel: Ich muß eine Verwechſelung des Abg. v. Schorlemer 
berichtigen, welcher von einem „Deutſchen Bildungsverein“ geſprochen hat. 
Es exiſtirt hier unter dem Vorſitze des Reichstagsabgeordneten Dr. Schulze⸗ 
Delitzſch ein „Deutſcher Volksbildungsverein“, welcher zum „Deutſchen Verein“ 
keine Beziehungen hat, überhaupt kein politiſcher Verein iſt, ſondern Bil⸗ 
dungszwecke verfolgt und Männer aller Parteien unter ſeinen Mitgliedern 
zählt. Gehören ſeine Mitglieder gleichzeitig politiſchen Vereinen an, ſo kann 
das klare Sachverhältniß dadurch nicht verdunkelt werden, und die Aeuße⸗ 
rungen des Abg. b. Schorlemer beruhen wohl auf einem Mißverſtändniß. 
Ich kann ferner mit dem Abg. v. Sybel conſtatiren, daß eine Verbindung 
des „Deutſchen Vereins“ mit dem „Nationalliberalen Central⸗Comité“ in 
Berlin nicht beſtanden hat und beſteht. Wenn der Abg. v. Schorlemer die 
ungleichmäßige Behandlung der politiſchen Vereine illuſtriren will, fo ſteht 
es ihm doch nicht zu, rechtskräftige Urtheile der Gerichte zu kritiſiren. 

Abg. Frhr. v. Schorlemer⸗Alſt: Ich bin mit dem Abg. v. Sybel ein: 
verſtanden, daß der „Deutſche Verein“ kein Bildungsverein iſt. (Heiterkeit. ) 
Derſelbe ſtellt in Abrede, daß zwiſchen dieſem Vereine und dem Berliner 
nätionalliberalen Verein eine Verbindung beſtanden hat. In dem ſtenogra⸗ 
phiſchen Bericht der „Kölniſchen Zeitung“ über die betreffende Sitzung iſt 
eine Rede des Herrn v. Sybel wiedergegeben, wonach der Verein mit dem 
Berliner Verein „Füblung behalten will“. Das iſt nach dem Vereinsgeſetz 
Ihren ebenſo verboten wie uns. (Widerſpruch links) Es wird ferner in 
diefem Berichte geſprochen von ſelbſtſtändigen Localvereinen mit anderen 
Namen und mit beſonderen Geſchäftsführern. Deshalb iſt der Mainzer 
Katholikenverein geſchloſſen worden. Rechtskräftige Urtheile der Gerichte 
kritiſire ich nicht, ich conſtatire nur, daß die Judicatur in Preußen in dieſen 
Fragen eine ſchwankende iſt. Jedenfalls find wir dem Vereinsgeſetz gegen⸗ 
über ebenſo correct verfahren, wie die liberalen Vereine. 

Abg. Cramer: Für die Ungleichheit der Behandlung, welche uns von 
den Polizeibehörden zu Theil wird, nur ein Beiſpiel für viele! Als ich 
meinen Wahlkreis bereiſte, um mich meinen Wählern perſönlich vorzuſtellen, 
wurde mir von denſelben in dem Städtchen Brühl die Mittheilung, des 
Abends werde die Verſammlung, in der ich zu ſprechen beabſichtigte, aufs 
gelöft werden, der Bürgermeiſter Martini habe es den Liberalen versprochen. 
(Heiterkeit.) Ich entgegnete, man ſolle es darauf ankommen laſſen. Als 
ich dann im Verlaufe meiner Rede bemerkte, Geſetze, welche den Erfolg 
hätten, die Sympathien eines Theils der Bevölkerung der Regierung ab: 
ſpenſtig zu machen, ſeien verwerflich, unterbrach mich der Bürgermeiſter Mar⸗ 
uni und forderte mich auf, mich zu mäßigen, denn wenn ich Recht hätte, 
wäre ja Fürſt Bismarck der größte Staatsfeind. (Heiterkeit.) Ich erwiderte, 

ich hätte nichts gejagt, was ſeine Unterbrechung rechtfertigte, erlaubte ihm 
aber, aus meinen Worten die Schlüſſe zu ziehen, welche ihm gut ſchienen. 
Meine Entgegnung veranlaßte ein lautes Bravo, das freilich dem Bürger: 
meiſter gegenüber etwas demonſtrativ war. Dieſer erklärte darauf, er löfe 
die Verſammlung auf. Sie ſehen, er hat fein Wort eingelöft, und ich hoffe, 
auch ich das meine. ö 2 

Abg. Dr. Wehrenpfennig: Was den eben gehörten Vorfall anlangt, 
jo wird man gut thun, erſt beide Theile zu hören. Dagegen babe ich dem 
Abg. v. Schorlemer⸗Alſt zu erwidern, daß von Seiten des Ausſchuſſes der 
nationalliberalen Partei niemals eine Verbindung gegen das Geſetz mit dem 


deutſchen Verein unterhalten worden iſt. Vielleicht mag einmal von irgend! Ihrer Majeftäs der Kaiſerin durch einen Omnibus niedergefahren wurde. haben ja heute wieder gehört, 
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iner Seite ein dahin gebender Vorſchlag gemacht worden ſein, er iſt aber, 
wie Herr v. Sybel bemerkte, abgewieſen worden. Officielle Beziehungen 
zwiſchen Berlin und Bonn haben, wie geſagt, niemals ſtattgefunden. 

Abg. Dr. Windthorſt (Meppen): Der Vorredner beſchränkt fein De: 
menti auf die Behauptung, daß keine Verbindung gegen das Geſeßz ſtattge⸗ 
funden habe, ja ob ſie gegen das Geſetz war, das iſt eine andere Frage. 
Es iſt aber unſere Hauptbeſchwerde, daß der Deutſche und der Mainzer Ver⸗ 
ein genau dieſelbe Gliederung haben, und daß der letztere dieſerhalb ge⸗ 
ſchloſſen, der andere aber nicht geſchloſſen worden iſt. Ich bin erſtaunt, daß 
die Herren von der Miniſterbank die Sache hier ſo lange mit anhören, ohne 
Aufllärung zu geben über das ungleiche Verhalten der Beamten. Ich kann 
daher nur annehmen, daß auch hier die Anſchauungen gelten, welche der 
Abg. v. Sybel geſtern 1 bat, als er meinte, daß die Kreis⸗ und 
die Provinzialordnung in Rheinland und Weſtfalen nicht eingeführt werden 
dürfe, damit die clericale Partei unterdrückt werden könne. — Schließlich 
wäre es mir intereſſant, zu erfahren, wie viel Koſten die Regierung zur 
Unterhaltung des deutſchen Vereins beiträgt. 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Ich weiß nicht, ob die Verſammlung 
das Gefühl theilt, daß ich keine Veranlaſſung babe, mich an dieſer Discuſſion 
zu betheiligen. (Zuſtimmung links.) Ich glaube, ſie hat gezeigt, wie reſul⸗ 
tatlos eine Erörterung allgemeiner Beſchwerden verlaufen muß, die noch 
nicht einmal alle Inſtanzen durchlaufen haben. Da Sie mich aber durchaus 
zu hören wünſchen, ſo will ich Ihnen nicht verſchweigen, daß mir Herr von 
Sybel vor ungefähr einem Jahre von dem Deutſchen Verein geſprochen hat. 
Ich ſagte ihm, er ſolle ſich in Acht nehmen, mit der Organiſation nicht in 
die Fehler der katholiſchen Vereine zu verfallen, insbeſondere keine Verbin⸗ 
dungen mit anderen Vereinen unterhalten, weil der Verein ſonſt ganz ebenſo 
verfolgt werden müſſe. Später theilte mir Herr v. Sybel mit, er habe das 
Mittel gefunden, den Verein, ohne das Geſetz zu verletzen, wirkſam zu or⸗ 
ganiſtren. Seitdem iſt mir über die Sache nichts bekannt geworden. 

Abgeordneter Freiherr von Schorlemer⸗Alſt: Die Berichtigung des 
Abgeordneten Wehrenpfennig wäre nicht an mich, fordern an die „Kölniſche 

eitung“ zu abiliren geweſen. Jedenfalls wäre es intereſſant, den Herrn 

ehrenpfennig einmal die „Kölniſche Zeitung“ berichtigen zu ſehen. Die 
Linke theilt das Gefühl des Miniſters, daß ſeine Betheiligung an der Des 
batte nicht nothwendig ſei. Ja, meine Herren, ſetzen Sie ſich einmal in 
unfere Lage, was würden Sie ſagen, wenn Sie der Miniſter auf Ihre Bes 
chwerden in einer ſo ſchnöden Weiſe abſpeiſen würde, (Große Unruhe. 

räſident: Die eben gebrauchte Wendung iſt nicht parlamentariſch und 
wäre beſſer unterblieben.) Ich babe nicht allgemeine Beſchwerden vorgebracht, 
ſondern concrete Fälle berührt. Das Geſpräch zwiſchen dem Miniſter und 
Herrn von Sybel hat ſpäter als dieſelben ſtattgefunden und beweiſt nur, daß 
beide einig geworden ſind, wie man ſich mit dem Vereinsgeſetze abfinden 
könnte, ohne es zu berletzen. 

Abgeordneter Dr. Wehrenpfennig: Ich babe dem Abgeordneten 
Windthorſt zu erwidern, daß überhaupt keine Verbindung zwiſchen dem Co⸗ 
mite in Berlin und dem Deutſchen Verein ſtattgefunden hat. Einzelne 
Perſonen mögen bei der Begründung des letzteren eine ſolche Verbindung 
gewünſcht haben. Jedenfalls iſt daraus niemals Ernſt geworden. 

Abgeordneter v. Sybel: Ich weiß nicht, ob es überhaupt nöthig iſt, auf 
die Unterſtellung zu antworten, daß der deutſche Verein von der Regierung 
ſubventionirt werde. Da wir aber einmal im Zuge ſind, uns Offenherzig⸗ 
keiten zu ſagen, ſo verſichere ich, daß die Regierung und der Verein auch 
nicht die geringſten Beziehungen zu einander haben. Meine Motive gegen 
die Ausd ehnung der Kreis⸗ und der Provinzialordnung auf die Khan: 
provinz und Weſtfalen find nur der Schutz der liberalen Minderheit 
gegenüber der Unterdrückung der clericalen Majorität. 

Abg. Dr. Windthorſt (Meppen): Ich gebe zu daß die Erklärung des 
Abg. Wehrenpfennig diesmal rund und nett war. Die „Kölniſche Zeitung“ 
bat alſo die Unwahrheit berichtet. (Widerſpruch links.) Ja, wie Sie wider⸗ 
ſprechen, ſo iſt wohl doch bei der Erklärung reservatio mentalis geweſen. 
Ich ſage Ihnen übrigens: Verbinden Sie ſich ſo viel, wie Sie wollen! 
Mir iſt es recht, ich wollte nur zeigen, daß von der Regierung mit doppeltem 
Maße gemeſſen wird, und babe von dem Miniſter keine andere Antwort er⸗ 
wartet. Wenn ihm von den Behörden Beſchwerden über uns berichtet wer · 
den, jo ift er ſchnell bei der Hand, wenn wir uns aber über feine Behörden 
beſchweren, ſo weiß er nichts. Das nenne ich eben doppeltes Maß. Unſere 
Abſicht iſt es nicht, eine Unterdrückung der liberaben Vereine zu veranlaſſen, 
beſonders nicht des Vereins, an deſſen Spitze der freie Mann und national⸗ 
liberale Führer ſteht, der nunmehr auch an die Spitze der Archive geftellt 
iſt, weil er angeblich Geſchichte ſchreibt. je 

Abg. Miquel: Ich muß nochmals entſchieden beftreiten, daß das liberale 
Vereintzweſen mit anderem Maße gemeſſen wird, als das ultramontane. Ich 
kann nur wiederholen: das Berliner Comite bildet keinen Verein und unter⸗ 
halt weder officielle noch officiöfe Verbindungen mit dem deutſchen Verein. 
Auf eine ähnliche Denunciation im Reichstage hat ſogar eine polizeiliche 
Hausſuchung bei dem Berliner Comite ſtattgefunden, die Einſicht der Papiere 
aber ergab die Unwahrheit der Anſchuldigung. Den Beweis für das zweierlei 
Maß ſind uns die Herren ſchuldig geblieben, denn wenn die Organiſation 
des Mainzer Vereins ſo geſetzlich wäre, wie die des deutſchen, fo wären die 
Utrtheile unſerer Gerichte einſach unverſtändlich. 

Abg. Dr. Lasker: So lange der Abg. v. Schorlemer ſich beſchränkt, uns 
durch charmante Witze und guten Humor zu unterhalten, bin ich wenig geneigt, 
mich an der Debatte zu betheiligen, denn ich ſehe in ſolchen kleinen Vor⸗ 
poſtengefechten eine angenehme Erholung in unſeren Arbeiten. (Heiterkeit.) 
Die Harmloſigkeit hört aber auf, wenn er zum Erweiſe der Behauptung, es 
werde mit ungleichem Maße gemeſſen, ein Zeitungsblatt zur Hand nimmt 
und mit Berufung darauf ſagt, eine Sache, welche ein Abgeordneter ſoeben 
als unwahr bezeichnet, ſei doch wahr. Nach den Regeln der guten Geſellſchaft 
it wenigſtens jo etwas nicht ſtatthaft. (Zuſtimmung.) Eben jo wenig kann 
es unwiderſprochen hingehen, wenn Herr Windthorſt jagt: „der Miniſter er⸗ 
fährt alle Beſchwerden über uns von ſeinen Behörden, kennt aber die Be⸗ 
schwerden der Partei über die Behörden nicht — das iſt ungleiches Maß!“ 
Wie ſolle denn der Miniſter die Beſchwerden der Partei kennen, wenn er 
feine Mittheilung davon erhält? Soll die Discuſſion wirklich wirkſam und 
fruchtbar ſein, ſo muß der Gegenſtand der Beſchwerde alle Inſtanzen durch⸗ 
laufen und an den Miniſter gelangt ſein, damit er hier wirklich die Verant⸗ 
wortlichkei dafür übernehmen kann. Wie mir der College Hänel fo eben 
mittheilte, iſt gegen den liberalen Verein in Schleswig⸗ĩHolſtein wegen ſeiner 
Organisation gleichfalls eingeſchritten und die Auflöſung deſſelben durch alle 
Inſtanzen ausgeſprochen worden. Die Gefahr einer ſolchen Behandlung der 
Gegenſtände liegt darin, daß wenn man bier dreimal ausſpricht, es werde mit 
ungleichem Maße gemeſſen, und wenn es auch ſofort widerlegt wird, do 
etwas davon im Glauben der draußen ſtehenden Perſonen haften bleibt, be⸗ 
. — 18 es den Herrn gelingt, zufällig das letzte Wort zu behalten. 

eifall. 

Abg. Frhr. von Schorlemer⸗Alſt: Es ift mir lieb, den Abg. Lasker 
einmal aus einer beitern in eine ernſte Stimmung verfegt zu haben. Ich 
bin leider genöthigt zum vierten Male zu wiederholen, die Vorgänge ſind, 
wie fie in der „Kölniſchen Zeitung“ ſtanden, doch richtig, font wären fie 
längſt von Herrn b. Sybel, der dieſe Zeitung doch hin und wieder lieſt, be⸗ 
ſonders wenn eine Rede von ihm darin ſteht, längſt dementirt worden. Daß 
es ſich damals nicht erit um die Begründung des Vereins handelte, geht 
ſchon daraus hervor, daß in der Verſammlung ſelbſt über die Niederlaſſungen 
und die Mitgliederzahl des Vereins berichtet wurde. Dem Miniſter gegen: 
über möchte ich noch erklären, daß wir keine Remedur von ihm erwartet hatten. 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Ich wüßte auch gar nicht, wohin ſich 
dieſe Remedur zu wenden hätte. N r . 

Aug. v. Kleinſorgen betlagt ſich über die Verfügung einer Polizeibehörde, 
die strikte gegen ein vom Obertribunal gefälltes Erkennimiß ging. 

Abg. Franſſen behauptet, aus feiner Praxis zu wiſſen, daß thatjächlich 
eine Verbindung zwiſchen dem Deutſchen Vereine und dem Centralausſchuß 
der nationalliberalen Partei beſtehe. ! 7 

Abg. Miguel beftreitet eine ſolche Verbindung. Das Schreiben, welches 
an den Deutſchen Verein gerichtet worden ſein ſolle und davon ſpreche, daß 
zwiſchen beiden Organiſationen eine gewiſſe Fühlung beſtehen möge, enthalte 
durchaus nichts Ungeſetzliches, ganz abgeſehen davon, daß gar nicht nachge⸗ 
wieſen ſei, daß auch nur dieſe Fühlung wuklich beſtanden habe. 

Abg. Berger: Ich möchte hier nur auf einen Gegenſtand zurückkommen, 
welcher zuvor an ſich unwichtig erſcheinen mochte, welcher aber doch für die 
Geſundheit der Bewohner Berlins von Bedeutung ſein muß. Der Herr 
Abgeordnete Braun hat vor einigen Jahren über das Droſchkenweſen und 
das Reglement deſſelben geſprochen. In demſelben heißt es in Bezug au 
die Inſtandhaltung: es ſoll dafür geſorgt werden, daß das Pferd gutes 
Futter und ein agiles Gangwerk habe. (Heiterkeit) Seit der Rede des 
Abg. Braun iſt inſofern eine Aenderung eingetreten, daß die Drof ken erſter 
Klaſſe eingeführt wurden, aber eins hat ſich nicht geändert, die Rückſichts⸗ 
loſigkeit der Herren Kutſcher dem Publikum gegenüber, beſonders an den 
Ueberfabrten und den Ecken der Straßen; und wer die Zeitungsnotizen ber 
folgt, wird in regelmäßiger Reihenfolge Unglücksfälle in demſelben ſich 
wiederholen ſehen, welche durch die Fudrwerke herbeigeführt werden. 
erinnere daran, daß im April vorigen Jahres ein Pferd vor dem Wagen 


U 


Ich. A 


Die ſteinernen Gaſte, welche in Perſon der reitenden Schutzleute an den 
Ecken halten, ſind nicht im Stande, dem Uebel völlig zu ſteuern, und ed 
wäre wünjhensmwerib, wenn polizeiliche Maßregeln getroffen würden, die den 
Uebelſtand ernſtlich beſeitigen. vi 

Abg. Eberty: Im vorigen Jahre hat das Haus auf meinen Antrag 
beſchloſſen, die Regierung aufzufordern, die Reorganiſation des Nachtwacht⸗ 
dienſtes in Berlin durch Verhandlungen mit den ſtädtiſchen Behörden in der 
Art herbeizuführen, daß das Nachtwachtweſen mit der Schutzmannſchaft ver⸗ 
einigt werde. In der Ueberſicht der auf Reſolution gefaßten Entſchließ ungen 
der Staatsregierung heißt es: Die Verhandlungen Bierüber mit der Stadt ⸗ 
gemeinde Berlin ſeien eingeleitet. Ich wünſchte, die Verhandlungen wären 
über das Einleitungsſtadium binaus. Denn in der That ift der Nacht- 
wächter als folder eine veraltete Inſtitution, welche ſich in keiner Weltſtadt 
wiederfindet. Daß die Ausdehnung des Schutzmannſchaftsdienſtes auf die 
Nacht bedeutende Mebrkoſten verurſachen wird, weiß ich nicht. Indeß die 
ſächlichen Koſten wird die Stadt tragen, aber die perſönlichen fallen nach dem 
Geſetz vom 11. März 1850 dem Staate zur Laſt. Dieſer Pflicht kann ſich 
der Staat nicht entziehen. Es iſt auch bei der nächtlichen Bewachung Ber⸗ 
ling keineswegs die Gemeinde allein intereſſirt, vielmehr der ganze Staat. 
Das bedarf keiner näheren Ausfübrung. Ich empfehle deshalb der Regie⸗ 
rung, nicht blos im Intereſſe der Stadt Berlin, ſondern des ganzen Staates, 
die Ausfübrung jenes Beſchluſſes aber die Vereinigung des Nachtwachtweſens 
mit der Schutzmannſchaft möglicft zu beſchleunigen. 

Abg. v. Fardorff weiſt darauf in, daß ſeit langer Zeit die Bettelei 
nicht fo häufig und in fo widerlicher Form in Berlin aufgetreten ſei, wie in 
dieſem Jabre. Er bittet den Minifter, Abhilfe eintreten zu laſſen. 

Bei dem Titel „Polizei⸗ Verwaltung zu Köln“ nimmt das Wort 

Abg. Röckerath: Ich will hier eine Thatſache vorbringen, welche nicht 
allein unſere Partei, ſondern jeden anſtändigen Mann mit der größten Ent: 
rüſtung erfüllen muß. Es ift das Factum don dem rohen und unfläthigen 
Benehmen eines Kölner Polizei⸗Commiſſars in einem Nonnenkloſter. Wir 
wollten die Sache erſt nicht Wente vorbringen, weil wir uns als Preußen 
ſchämten, daß fo etwas in Preußen bei preußiſchen Beamten möglich ſein 
könnte, und wir wählten einen gefälligen und milden Mann aus, der die 
Sache auf dem Privatwege zum Austrag bringen ſollte, den Herrn v. Scher⸗ 
lemer⸗Alſt. (Große Heiterkeit.) Derſelbe ſetzte ſich mit dem Herrn Miniſter 
in Verbindung und erhielt auch die Zuſage der Abhilfe, aber bis deute iſt 
noch keine Remedur eingetreten und der Mann verweilt noch gegenwärtig 
als Beamter in Köln. (Hört! Hört! im Centrum) Am 6. Mai vorigen 
Jahres verfügte ſich betreffende Polizei⸗Commiſſar Abends nach 9 Uhr in 
das Kloſter der barmherzigen Schweſtern. Dieſe haben es ſich zur Aufgabe 
eitellt, verwahrloſte Waiſenkinder zu 1 5 und ſie genießen bei allen 

arteien die höchſte Achtung. Nach der Kloſterordnung müſſen die Nonnen 
um 9 Uhr im Bette liegen, und als der Commiſſar kam, wurde natürlich 
nicht ſofort aufgemacht. Als die Oberin endlich erſchien, wurde ſie barſch an⸗ 

efahren und gefragt, weshalb ſie nicht eher geöffnet. Als ſie ſich mit dem 
ukleiden entſchuldigte, fuhr der Commiſſar fie mit den Worten an: „Ach 
was, Anziehen, Adam und Eva waren auch nicht angezogen.“ Als ihm die 
Nonnen mit den Waiſenkindern vorgeführt wurden, fragte er fie, ob das 
ihre Kinder ſeien, und als ihm bedeutet wurde, ſie hätten dieſelben zur Er⸗ 
iebung bekommen, fragte er, ob fie dabei auch Geburtsſchmerzen hätten. Hier 
hat der Aufenthalt nur 7 Stunde gedauert, aber bald darauf fiel es dem 
errn Commiſſar ein, wieder einmal baſſelbe Experiment zu verſuchen, und 
zwar begab er ſich 4 vor 9 Uhr zum Kloſter der Carmeliteſſen. 

Als ihm dort mit Hinweis auf die Klofterregel nicht ſofort geöffnet wurde, 
drohte er Gewalt zu gebrauchen. Die Oberin zwang er, den Schleier abzu⸗ 
nehmen, und als ihm die Liſten der Nonnen, auch der abgegangenen, über⸗ 

eben wurden, meinte er in Bezug auf die letzteren, das ſeien die klugen 

ungfrauen, die zu rechter Zeit ihre Lampen mit Oel gefüllt und alle wohl 
ſchon einen Mann genommen hätten; „das würde Euch Hexen auch g 
ſein“, fügte er hinzu. Darauf ließ er ſich ein Glas Wein geben mit de 
Erklärung, daß er die Stärkung nöthig babe, und endlich verließ er nach 

1% Stunden mit feinem Hunde das Kloſter. Als die Thatſachen in Köln 
bekannt wurden, ging ein Schrei der Entrüſtung durch die ganze Stadt, und 
es wurde ſowohl von den Kölner Bürgern wie von Seiten des Herrn Abg. 
p. Schorlemer⸗Alſt ein Bericht an den Herrn Miniſter eingeſchickt, aber bis 
deute fungirt der Beamte noch in Köln. Ich frage, ob es im öffentlichen 
Intereſſe iſt, daß ſolche Beamten im Dienſt bleiben. Früher bediente man 
ſich allerlei, dunkler Geſtalten, die bei Verſammlungen Hochs auf Frankreich 
ausbrachten und uns zu Ungeſetzlichkeiten zu reizen ſuchten; da das aber 
nicht gehatien, fo kann ich nur annehmen, daß der von mir erwähnte Fall 
von Seiten der Regierung ein neues Reizmittel in dem angegebenen Sinne 
iſt (Obo! links); ja, ich erwarte darauf die Erwiderung des Herrn Miniſters. 
Im Intereſſe der öffentlichen Ordnung bitte ich hier vor dieſem Hauſe bal⸗ 
digſt Remedur eintreten zu laſſen. (Beifall) 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Als mir die bier vorgebrachte Thatſache 
durch ein Mitglied der Centrums partei feiner Zeit mitgetheilt wurde, habe 
ich „fe Mittheilung dankbar entgegengenommen und ſofort nach Köln ge: 
ſchrit en, um eine Vernehmung anzuordnen. Nach der erſten Vernehmung 
ſtellte ſich heraus, daß der Mann allerdings zu der angegebenen unpaſſenden 
Zeit in das Kloſter eingedrungen ift und an die Bewohnerinnen tactloſe 
Fragen gerichtet hat. So ſurchthar, wie der Abg. Röckerath die Sache bier 
dargeſtellt hat, ſcheint dieſelbe aber kaum geweſen zu fein, wenigſtens gewinnt 
man aus dem Ergebniß der Vernehmung den Eindruck, daß die beleipigten 
Frauen ſelbſt die Angelegenheit viel milder beurtheilt und mit einem gewiſſen 
Wohlwollen aufgenommen haben. Gleichwohl reſcribirte ich ſofort nach Köln 
und ordnete die Disciplinar-Unterfuhung gegen den Beamten an, mit dem 
Antrage auf Dienſtentlaſſung. Dieſe Unterſuchung bat ſtattgefunden und 
das Reſultat derſelben war ein Erkenniniß auf Strafverſezung. Ich ließ 
mir die Acten bierherſchicken, um zu ſehen, ob es angezeigt ſei, eine Aggra⸗ 
vationsbeſchwerde zu erheben, überzeugte mich jedoch, daß nach Lage der 
Sache das Erkenntniß dem Vergeben des Beamten entſprach, da das letztere 
nach Ausweis der Acten ibatſachlich nicht fo ſchwer erſchien, wie man es 
dier dargeſtellt hat. Namentlich — deſſen entſinne ich mich genau — ft bon 
der Frage wegen der Geburtsſchmerzen, die bier erwähnt wurde, in den 
Acten nicht die Rede. a 5 

Nun iſt es für den Chef einer Verwaltung, namentlich einer ſolchen, die 
keinen Ueberfluß an Beamten hat, außerordentlich ſchwierig, eine Strafver⸗ 
ſetzung auszuführen, ſchon aus dem Grunde, weil ſich eine Behörde nicht 
gern Jemand uͤberweiſen läßt, an dem ein gewiſſer Matel haftet. So tt es 
denn gekommen, daß trotz wiederholten Hin⸗ und Herſchreibens die Ausfäh⸗ 
rung des Erkenntniſſes ſich jo lange verzögert bat, und der naturlich ſofort 


ch in ein anderes Revier verſetzte Beamte erſt jetzt aus Köln abberufen wird. 


Ich gebe zu, daß es recht traurig iſt, wenn ſolche Ausſchreitungen vorkom⸗ 
men, doch wenn, wie im vorliegenden Falle, die Sache ſich durchaus ruhig 
abwickelt, der Beamte von der zuständigen Behörde zur Rechenſchaft gezogen 
und entſprechend beftraft wird, jo weiß ich wirklich nicht, weshalb man die⸗ 
ſelbe hier mit einer ſolchen Heſtigkeit behandelt. Glaubt denn der Abgeord⸗ 
nete Röckerath, daß die Gerechtigkeit feiner Sache dadurch gewinnt? Es 
nöthigt mich das, als Replik bier eine Waffe anzuwenden, von der ich ſonſt 
nur ſehr ungern Gebrauch mache. Mir iſt in Köln ſelbſt geſagt worden: 
Der Mann iſt ein Büffel erſter Klaſſe — das hat er bewieſen —, aber im 
Grunde ein guter Kerl, der feine Pflicht thut, wenn er ſich dabei auch Un: 
geſchicklichkeiten zu Schulden kommen laßt; was ihm aber den Haß einer ge⸗ 
willen Coterie in Köln zugezogen hat, iſt der Umſtand, daß er genöthigt war, 
an der Verhaftung des Erzbiſchofs theilzunehmen und ſich dabei feſt und 
courageus benommen bat. (Hört!) 7 
Abg. Windthorſt. Die eben gehörte Auffaſſung des Miniſters weicht 
etwas bon derjenigen ab, die er hatte, als dieſer Vorfall ihm zuerſt mitgetheilt 
wurde. Ich weiß nicht, ob er neben den Acten ſeiner Polizeibehörde auch 
die Acten det Staatsanwaltes eingeſehen hat. Mir iſt, als ich zufällig in 
Köln war, zur Zeit der Triumphzuge des Herrn Falk, mitgetheilt worden, 
daß nach der erſten Polizeivernehmung richterliche Unterſuchungen ſtattge⸗ 
funden hätten und daß in dieſen ſich herausgeſtellt habe, wie es komme, daß 
die Damen bei den polizeilichen Vernehmungen möͤglichſt milde für den 
Mann ausgeſagt hätten. Sie waren da einer gewiſſen Preifion gewichen, 
welche bei der richterlichen Vernehmung nicht ſtattſand. Außerdem wird 
wohl allen Mitgliedern im Haufe ſehr klar ſein, wie Damen bei Angelegen⸗ 
heiten dieſer Art in ſchüchterner Zartheit ſich zu verhalten pflegen. Ich habe 
ar kein Intereſſe daran, daß der Mann irgendwie ſchärfer behandelt wird. 
ch habe mit ſolchen Leuten von derjenigen Qualification, wie der Miniſter 
bier öffentlich ausſprach, immer ein gewiſſes Mitglied, obwohl ich recht 


zweifelhaft bin, ob man überhaupt ſolche „Büffel“ im Dienſte haben kann. 


(Heiterkeit) Meine Beſchwerde richtet ſich nach einer ganz anderen Seite, 
nämlich dahin, daß man einen Beamten, gegen den ein Aufſchrei des Ge⸗ 
fübls von allen Parteien in Koln ſtattfand, dauernd dort noch während 
ſieben Monaten hat wirken laſſen und daß er noch dort wirkt. (Sehr richtig! 
Sehr wahr! links.) Wenn irgend welche Energie in der Verwaltung für 
gleiches Recht vorhanden ift, fo mußte dieſer Mann, nachdem eine Beſchul⸗ 
digung ſolcher Art gegen ihn auch nur entfernt ſich zeigte, ſofort aus den 
ugen der Bevölkerung entfernt werben. (Sehr wahr! lünks.) | g 
Nun fagt der Minister: „ich habe keine Verwendung für ihn“. Wir 
daß wir hier in Berlin eine unerträgliche 
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u Pferde an den ; N 
Barum hat man den Mann nicht bierhergebracht, um dr: 
ordnung aufrecht zu erhalten. Der Miniſter hatte wobl auch das Gefühl, 
daß feine Darlegung den Beifall des Hauſes nicht finden würde, und daß er 
daber noch eine gewiſſe Sauce hinzuzufügen habe. Dieſe Sauce war die 
unerwieſene Behauptung, daß man den Mann in Köln deshalb haſſe, weil 
er an der Arretirung des Erzbiſchofs mitgewirkt habe. Ich aber antworte 
dem Miniſter: Man bebält den Mann eben deshalb dort, weil er den Erz⸗ 
biſchof courages arretirt hat. Eine geſunde Verwaltung entfernt dieſe Men⸗ 
chen. Nach den heutigen Erklärungen des Miniſters wünſche ich die Ent⸗ 
ei diefes Mannes nicht mehr. Er mag ein ſtehender Zeuge ſein für 
Köln und für alle, die Köln berühren, was in Preußen alles möglich iſt. 
(Lebhafter Beifall im Centrum. Zuſtimmung links.) b 

Die Poſitionen dieſes Capitels werden hiermit genehmigt und das 
Haus vertagt um 4% Ubr die Fortſetzung der Etatberathung bis Freitag 
11 Uhr. 5 


— Ei 
Berlin, 24. Februar. [Amtliches.] Se. Majeftät der König hat den 
Staatsanwalt Starke in Halle a. S. zum Ober⸗Staatsanwalt ber dem Ap⸗ 
pellationsgerichte in Wiesbaden ernannt; und dem Kreisgerichts⸗Kaſſenren⸗ 
danten Steinhoff zu Olpe bei = Verſetzung in den Ruheſtand den 
Charakter als Rechnungerath verliehen. 


Dem Rechtsanwalt und Notar Cohn iſt die Verlegung ſeines Wohnſitzes 


von Sommerfeld nach Sorau geftattet worden. 


Dem Rittergutsbeſitzer don Karsnickt auf Emden, Kreis Schrimm, 
iſt pie in Silber ausgeprägte Geſtüt⸗Medaille verliehen worden. 2 
lHoftrauer.] Der Königliche Hof legt gran für Ihre Kaiſerliche Hoheit 
die Großfürſtin Maria Nicolaſewna von Rußland die Trauer auf vierzehn 


Tage an. 

Berlin, 24. Februar. [Se. Majeſtät der Kaiſer und 
König!] hatten geſtern Nachmittag eine Conferenz mit dem Reichs⸗ 
kanzler Fürſten Bismarck. 

Heute Vormittag hörten Allerhöchſtdieſelben die Vorträge des Kriegs: 
Miniſters, Generals der Infanterie von Kameke, ſowie des Chefs des 
Militärcabinets, General⸗Majors von Albedyll, empfingen den Koͤnig⸗ 
lichen Geſandten von Wentzel und nahmen aus den Händen des 
Prinzen Günther von Schwarzburg⸗Rudolſtadt die Orden des verſtor⸗ 
benen Vaters deſſelben, des Prinzen Adolph von Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſtadt entgegen. 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin] warzlgeſtern lin 
einer Sitzung des deutſchen Central⸗Comites anweſend. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] 
nahm geſtern Vormittags einige militäriſche Meldungen entgegen. 
Abends 7 Uhr beſuchte Höͤchſtderſelbe die milltäriſche Geſellſchaft. 

| (Reichdanz.) 

O Berlin, 24. Febr. [Das Competenzgeſetz. — Graf 
Stolberg. — Die Ausſtellung in Philadelphia.] Heute 
hat der Miniſter des Innern dem Abgeordnetenhauſe das Competenz⸗ 
geſetz vorgelegt. Der Inhalt deſſelben wird nunmehr unverzüglich be: 
kannt gemacht werden; vorläufig möge nur im Allgemeinen hervor⸗ 
gehoben werden, daß es ſich darum handelt, die auf verſchiedenen Ge⸗ 
bieten der allgemeinen Landesverwaltung bisher den Landräthen und 
Bezirksregierungen zuſtehenden, jetzt aber den Behörden der Selbſt⸗ 
verwaltung überwieſenen Befugniſſe in beſtimmter Weiſe zwiſchen den 
Bezirkzausſchüſſen, den Bezitks⸗ und Provinzlalräthen elnerſeits und 
den Verwaltungs ⸗ Gerichten andererfeitd zu vertheilen. Ferner ſoll 
durch das Geſetz eine größere Zahl von Competenzen, die zur Zeit 
den Abtheilungen des Innern der Bezirksregterungen zuſtehen, auf die 
neugeſchaffenen Behörden übertragen werden. — Es wird vielfach die 
Frage beſprochen, ob der zum Boiſchafter in Wien ernannte Graf 
Stolberg feine Functionen als Präſident des Herrenhauſes fortführen 
werde. Vorläufig wird dieſe Frage wohl unentſchieden bleiben; jeden⸗ 
falls bis zum Wiederzuſammentritt des Herrenhauſes. Daß in parla⸗ 
mentariſchen Kreiſen faſt allgemein der Wunſch vorherrſcht, den Präſidenten 
erhalten zu ſehen, iſt thatſächlich; zweifelhaft aber iſt es, ob dem Grafen 
Stolberg ſeine diplomatiſchen Pflichten geſtatten werden, in allen wich⸗ 
tigen Fällen an den Verhandlungen des Herrenhauſes theilzunehmen. — 
Von den von den deutſchen Ausſtellern für die Welt⸗Ausſtellung in 
Philadelphia beſtimmten Gegenſtänden iſt bereits ein Theil auf dem 
Wege nach Nordamerika und zwar von den Kunſtſachen ungefähr drei 
Viertheile und von den übrigen Ausſtellungs⸗Gegenſtänden etwa ein 
Sechstel. Der Reſt ſoll gegen die Mitte des Monats März auf einem 
der regelmaßig nach Amerika gehenden Lloyddampfer in Bremen und 
auf ein Hamburger Schiff in Hamburg verladen werden. Die in den 
Zeitungen enthaltene Angabe, daß ein nordamerikaniſches Kriegsſchiff 
beſtimmt ſei, die deutſchen Ausſtellungs⸗Gegenſtände nach Philadelphia 
überzuführen, beſtätigt ſich nicht. — Die Geſammtzahl der Künſtler, 
welche aus Deutſchland die Ausſtellung beſuchen werden, beträgt 154, 
von welchen 27 ſich noch nachträglich gemeldet haben. Die deutſche 
Kunſt wird demnach verhältnißmäßig in ſehr geringem Umfange ver⸗ 
treten fein. Viele Künſtler haben die Koſten der Sendung geſcheut 
und auch wohl die Seegefahr für ihre Arbeiten gefürchtet, obgleich ſie 
durch eine ausreichende Verſicherung den Preis ihrer Kunſtwerke bei 
einem Seeunfalle ausgezahlt erhalten würden. 

Aus Rheinheſſen, 23. Februar. [Verſammlung der Fort: 
ſchrittspartel.] Der „N. 3.“ ſchreibt man: Um der wachſenden 
ultramontanen Agitation ein Gegengewicht zu ſchaffen und zugleich die 
liberalen Elemente für die nächſten Reichstagswahlen zu moblllſiren, 
hat der im Beginn des Jahres von Vertrauensmännern der Fort⸗ 
ſchrittspartei eingeſetzte Provinzialausſchuß eine Serie von Wanderver- 
ſammlungen in Ausſicht genommen. Die erſte dieſer Verſammlungen 
fand am 20. d. M. in Wörrſtadt ſtatt und bewies, wie wirkſam der 
unmittelbare Verkehr der führenden Perſönlichkeiten mit den Wähler⸗ 
treiſen ſei und wie wenig gerechtfertigt es war, das bezeichnete Agi⸗ 
tationdmittel in der letzten Zeit zu vernachläſſigen. Die Verſammlung, 
welche Dr. Lippold leitete, war von etwa 500 Theilnehmern aus allen 
Thellen Rheinheſſens beſucht, worunter ſich mehrere Landtagsabgeordnete 
en Eigentliche Beſchlüſſe wurden nicht gefaßt, wohl aber die 
ee der Partei gegenüber ihren Gegnern und gegenüber der Re: 
WS N eingehender Weiſe erörtert. Dem Miniſterium Hofmann 
W or principielle Haltung die Zuſtimmung ausgeſprochen 
wünschen br at, daß die Durchführung der Geſetze Manches zu 
Regierung beine und nicht annähernd eine ähnliche Energie der 

F poltiiche und wie in Preußen. Die Organisation der Selbsthilfe 
auf P die Spike zu Nich Gebiete, womit den ultramontanen Um⸗ 
trieben 80 in leten wäre, fand in allen Theilen eine ein⸗ 
gehende Beleuchtung. Der Schlußredner, Dr. Rainach, gab in warm⸗ 
empfundenen 1 dem nationalen Bewußtſein und dem „Stehen 
zum Reich 1 Die durch die Verſammlung hervorgerufene 
8 . has ide Sortfoprittepartel ſehr günſtige und 
etztere wird g ' etirten übri ünfte i 
tunen Terminen folgen zu laſſen. gen Zuſammenkünfte in 

Dresden, 23. Februar. [Bei der geſtrigen Landtags: 
wahl] in Chemnitz hat der „Dr. Pr.“ zu Folge der liberale 
Candidat, Fabrikant Zeuner, geſiegt. Er erhielt 1141, Bebel 1086 
Stimmen. Es fehlte alſo gar nicht viel und die ſaͤchſiſche Social⸗ 
demokratie hätte auch auf dem Landtage ihre Vertretung gehabt. 


Großbritannien. 
A. A. C. London, 22. Februar. [In der geſtrigen Sitzung des 
Unterhauſes] wurden vor dem Hauptgeſchäft der Sitzung: die Debatte 
über den Ankauf der Suezcanal⸗Actien, mehrere Interpellationen und An: I 


die Adoptirung eines gleichmäßigen Gebrauches berbeizuführen. 
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en. „ ſceaßüche Soprorbmung haben. Die Gonberheiirg: Pöge gefiel. Gorf zägts an, er werde in der Tomlicheraifuing ober die 
1 ber e dee ee ee ee Sicherheit. 17 len 


ahrtsvorlage den Antrag ſtellen, daß britiſche Seeleute wegen 
Contractbrüchen, wodurch kein Menſchenleben gefährdet worden, nicht länger 
mit Gefängniß beſtraft werden ſollen. Grieve interpellirte den Unterſtaats⸗ 
ſecretär für auswärtige A und at ob ſeine Aufmerkſamkeit gelenkt 
worden jet auf die Confufion und folglich erhöhte Gefahr von Schiffs zuſam⸗ 
menſtößen zur See, die dadurch entſtehe, daß viele feſtländiſche Seeſtaaten 


die engliſchen nautiſchen Ausdrücke „port“ und „starboard“ anders als die 


darauf bezügliche Parlamentsacte interpretiren, und ob er ſich Bemühen. r 
ourke 
erwiderte, es hätte eine Enquete über die Interpretirung engliſcher nautiſcher 
Ausdrücke getagt, um eine gleichmäßige Anwendung derſelben herbeizuführen. 
Der Bericht der Commiſſion werde dem Hauſe in wenigen Tagen vorgelegt 
werden. Der Präſident des Handelsamtes erklärte auf Beftagen 
Sir Edward Watkins', die Regierung beabſichtige nicht, in Dungeneß einen 
Sicherbeitshafen zu bauen. General Shute erkundigte ſich beim Kriegs⸗ 
minifter, ob während dieſes Jahres die Mobiliſirung irgend eines Armee⸗ 
corps in Gemäßheit des neuen Modbiliſirungsplanes zu gewärtigen fei. 
Hardy erwiderte, es würden im Laufe des Jahres zwei Armeecorps mobili⸗ 
ſirt werden. Der Miniſter des Innern tbeilte dem Hauſe mit, die Re 
gierung beabſichtige, dieſe Seſſion eine Geſetzvorlage betreffend die Ernennung 
bon öffentlichen Anklägern einzubringen, aber nur wenn dafür Zeit übrig 
bleibe. Schließlich machte Mr. Dis raeli auf Befragen Mr. Arthurs die 
Eröffnung, daß die Regierung beſchloſſen habe, die Frage be gan die Abtre⸗ 
tung Gambias an Frankreich einem Sonderausſchuß zur Begutachtung zu 
überweiſen. (Gelächter) Sodann trat das Haus in die Debatte über den 
miniſteriellen © auf nella eines Credits von 4,080,000 Litr. für 
den Ankauf der Sue zeanal⸗Actien des Kbedive. 
Oppoſitionsreden eröffnete Mr. Lowe mit einer ſchneidenden Kritik der Be⸗ 


bindungen des Actienkaufes. Was, begann er, ſei das eigentlich für eine | Haf 


NH welche zu ratificiren das Haus von der Regierung aufgefordert 
werde? Es ſei eine ganz unregelmäßige Transaction, denn ſtatt den Kauf⸗ 
Fear der Bank von England zu mäßigen Zinſen zu entlehnen, habe die 
egierung die Ausführung der Transaction dem Hauſe Rothſchild übertragen, 
und dieſe Firma habe ohne das mindeſte Riſico für ſich ſelber aus dem Geſchäft 
einen Reigewinn von 127,000 Lſtr. herausgeſchlagen. Die exorbitanten Zinſen, 
welche das Land dem Haufe Rothſchild für einen Vorſchuß von! Mill. Ltr zu zahlen 
habe, ſtellie England thatſächlich in eine Kategorie mit den inſolventen Na⸗ 
tionen. (Gelächter und Beifall.) Ueberdies räume der Ankauf der Actien 
England keinen beſonderen Einfluß in der Verwaltung des Canals ein. Nach 
einigen Bemerkungen Sir H. D. Wolff's, welcher das Haus Rothſchild 
gegen die Behauptung Lowe's, die Ausführung der Transaction ſei mit kei⸗ 
nem Riſico für dieſelbe verknüpft geweſen, in Schutz nahm, erhob ſich Glad⸗ 
ſtone. Die Einwände des Ex⸗Premiers gegen das Vorgehen der Regierung 
in dem Ankauf der Suezcanal⸗Actien bewegten ſich faſt auf demſelben Ter⸗ 
rain, wie das, welches ſein ehemaliger Schatzkanzler betreten. Er bezeichnete 
die Operation als eine beiſpielloſe und eine ſolche, welche der engliſchen 
Finanzpolitik gänzlich zuwiver ſei. Seit dem Frieden von 1815 ſei kein Bei⸗ 
ſpiel vorhanden, daß eine Regierung eine derartige Finanzoperation mit einer 
Privatfirma gemacht habe. Bisher pflegte ein Schatzkanzler, wenn er Geld 
brauchte, ſich nur an die Bank von England oder an das Publikum zu wen⸗ 
den, aber er hätte niemals gehört, daß es einem Schatzkanzler freiſtände, 
nach dem Chef einer Privatfirma, fo eminent dieſelbe auch fein möge, zu 
ſchicken, um mit ihm eine Finanzoperation zu contrahiren, in welcher die 
Einkünfte des Landes in Höhe von mehreren Millionen involvirt ſeien. Er 
ſetze das vollſte Vertrauen in die Discretion der Fuma Rothſchild, aber er 
beſäße nicht daſſelde Vertrauen in Be e Mitglieder derſelben, und er 
ſei nicht ganz ſicher, ob nicht, ehe die Welt etwas von dem Ankauf der 
Suezcanal⸗Actien erfuhr, mit dieſem Geheimniß der Regierung Mißbrauch 
an der Börſe getrieben worden ſei. Es ſehe knickrig aus, ſich über die Höhe 
der Commiſſion zu beklagen, aber die Rothſchilds liefen durchaus kein Riſico, 
denn ſelbſt wenn das Parlament ſich weigerte, den Kauf zu ratificiren, würde 
es Sorge dafür tragen, gap Diejenigen, die Geld für den Zweck vorſchoſſen, 
nicht zu Schaden kommen. r ein Darlehn von Ltr. 4,000,000 für nicht 
länger als drei Monate empfing das Haus Rothſchild 5 Procent Zinſen und 
2% Procent Commiſſion, welch' letztere ſich mit 10 Procent gleichſtelle, fo 
daß 15 Procent per annum der Preis ſei, nach welchem im Jahre 1875 der 
briliſche Credu auf dem britiſchen Markt bemeſſen worden. Was den Ankauf 
der Actien an ſich betreffe, ſo könne er (Gladſtone) nicht verſtehen, welcher 
Vortheil dem Lande aus dem Beſitz derſelben erwachſen dürfte. In Bezug 
auf die Eveutualität eines Krieges ſei nichts gewonnen, aver viel verloren 
worden. Auch ſei durch den Ankauf der Actien keine weitere Sicherheit für 
die freie Schifffahrt auf dem Canal erlangt worden. Im Gegentheil, vorher 
konnte England von außen eine viel wirkſamere Controle über das Vor⸗ 
gehen der Suezeanal-Geſellſchaft ausüben, während ez nunmehr von innen 
eine Controle nur durch eine Stimmenmehrheit erlangen könnte. Am 
Schluſſe ſeiner 1% ſtündigen Rede drückte Gladſtone fein Bedenken darüber 
aus, ob der Khedive im Stande fein werde, die ſtipulirten 5% Zinſen zu 
zahlen, und er verbreitete ſich über die Verlegenheiten, in welche England 
gerathen dürfte, wenn die Nothwendigkeit dafür entſtehen ſollte, den Herricher 
Egypiens an die Erfüllung ſeimer Verbindlichkeiten gegen England zu mahnen. 
Zunächſt nahm der Schatzkanzler das Wort, um das Verhalten der 
Regierung gegen die Angriffe der beiden Vorredner zu vertheidigen. Dem 
Vorwurfe betreffs der Nichtverwendung der Bank von England in der Trans⸗ 
action begegnete er mit dem Bemerken, daß, wenn letztere eine gewöhnliche 
geweſen ware, die Bank ohne Zweifel verwendet worden ſein würde, aber 
die Regierung hätte zu erwägen gehabt, ob es recht ſein würde, eine Körper⸗ 
ſchaft mit Verbindlichkeiten gegen das Publikum anzugehen, etwas zu thun, 
was ihrerſeits eine Geſetzübertretung geweſen fein würde. Es ſei ſehr leicht 
zu ſagen, daß England durch den Ankauf der Acuen des Khedive nur zehn 
Stimmen im Verwaltungsrathe der Geſellſchaft erworben habe, aber man 
müſſe berückſichtigen, daß, wenn fie an die franzöſ. Banquiers verkauft 
worden wären, ſie in 700 Stimmen verwandelt worden ſein dürften. Ob⸗ 
wohl die Transaction, ſo ſchloß er, von einem commerciellen Geſichtspunkte 
aus vielleicht nicht ganz gerechtfertigt ſein möge, ſprächen hochpolitiſche Rück⸗ 
ſichten überwiegend für dieſelbe. Sir J. M. Kenna, Benett⸗Stanford 
und Sir H. Holland ſprachen zu Gunſten der Regierung, Norwood und 
L. Go ver gegen dieſelbe. Roebuck erinnerte das Haus daran, daß er in 
1858 ſelber einen Antrag zu Gunſten einer Unterſtügung des Herrn de Leſſeps 
in der Herſtellung des Suezcanals ſtellte, der von Lord Palmerſton und dem 
gegenwärtigen Premierminter beanſtandet, von Mr. Gladſtone aber unter: 
tagt wurde. Er beglückwünſchte die Regierung zu dem Ankauf der Suez⸗ 
canal⸗Actien mit dem Hinzufügen, daß, wenn fie ermangelt hätte, ſich der 
ihr gebotenen Gelegenheit zu bedienen, ihre Poſition weſentlich gefährdet 
worden wäre. Nachdem noch Leveſon⸗Goper, Lord George Hamilton 
und andere Abgeordnete theils im Sinne der Regierung, theils gegen dieſelbe 
geſprochen, unterzog auch der Marquis von Hartington die Politik der 
Regierung in der Suezcanalfrage einer längeren aber ſehr gemäßigten Kri⸗ 
tik, in welcher er veſonders hervorhob, daß die Regierung vorſätzlich jeden 
Hinweis auf den politiſchen Aspect der Frage und auf die Poſition des 
Canals in Kriegszeiten ignorirt habe. Nach feiner Meinung worde der Beſitz 
der Actien dem Lande keinerlei Vortheil bringen. Die Miſſton Cave's berüh⸗ 
rend, bemerkte der Führer der Oppoſition, es ſei ihm klar, daß irgend eine 
Einmiſchung in die ſinanziellen Angelegenheiten Egyptens ſeitens der Regie⸗ 
rung entweder beabſichnigt war oder ſei, und daß ein ſolcher Schritt das Land 
in ungeheuere Verbindlichkeiten involbiren und in eine ſchiefe und demüthi⸗ 
gende Lage verſetzen würde. Namens ſeiner Parteifreunde erklärte er ſchließ⸗ 
lich, daß fie ihre Oppontion gegen den geforderten Credit nicht bis auf die 
Spitze treiben wurden. Dis raeli brachte die Debatte mit einer längeren 
Rede zum Abſchluß, an deren Eingang er bemertte, es ſei ganz klar, daß 
wenn Mr. Gladstone Premierminiſter geweſen wäre, die Suezeanal⸗Actien 
niemals in den Beſitz Englands gelangt ſein würden. (Dieſe Aeußerung 
wurde mit anhaltenden Cheers und Gegen⸗Cheecs empfangen.) Dann begeg⸗ 
nete der Premiermimiſter den verſchiedenen Angriffen der Oppoſition und 
ſchloß mit den Worten: „Ich befürworte dieſen Ankauf nicht als eine finan⸗ 
ielle Inveſtirung oder als eine commercielle Speculation. Wenn die Actien 
io gut als Conſols wären, würde, wie ich glaube, ein engliſcher Miniſter 
nicht berechtigt fein, einen ſolchen Ankauf zu machen, (hört, hört,) geſchweige 
denn, wenn er genöthigt wäre, das Geld dazu zu borgen. Ich befürworte 
ihn weder als eine commercielle Speculation, obwohl ich glaube, daß viele 
derjenigen, bei denen er wenig Anklang fand, über die pecumären Reſultate 
dieſer Actien überraſcht fein werden. Ich habe den Ankauf der Actien dem 
Lande ſtets als eine politiſche Transaction (Beifall), als eine Transaction 
empfohlen, die, wie ich glaube, darauf berechnet iſt, das Reich zu ſtärken, 
und ich thue es nun. Das it der Geiſt, in welchem die Transaction vom 
Lande accepfirt worden iſt. (Lauter Beifall.) Das Land verſteht die Frage, 
wenn die ſehr ehrenwerthen Herren mir gegenüber ſie nicht verſtehen. (Ge⸗ 


lächter) Es iſt des „Silberſtreifens“ müde. Es will, daß das Land aufrecht⸗ 


erhalten und geſtärkt werde, und es wird nicht alarmirt werden, wenn es 
vergrößert iſt, weil es die Macht beſitzen wird, das Intereſſe dieſer wichtigen 
35 tion in Afrika aufrecht zu erhalten, weil es glaubt, er ſichere uns eine 

ochſtraße nach unſerem indiſchen Reiche und nach unſeren Colonien, hat die 
ergliihe Nation von Anfang an in dieſem Schritt, den zu ſanctioniren wir 
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Den Reigen der: 
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eifall.) Der geforderte Credit wurde hierauf ohne Abstimmung gene 
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Provinzial- Beitung. 


u Breslau, 25. Febr. [Die e eee rückte geſtern Vor⸗ 
mittag in der LI. Stunde nach Neue Tauenzienſtraße Nr. 25 G., woſelbſt im 
Keller beim Gebrauch eines offen brennenden Lichtes zuerſt Stroh und dann 
die hölzernen Zwiſchenwände in Brand gerathen waren. Nachdem die Gefahr 
hier bereit t und die Hauptfeuerwache kaum zurückgekehrt war, wurde die⸗ 
ſelbe nach Carlsſtraße Nr. 2 geholt, fand aber keine Gelegenheit mehr zum 
Einſchreiten, da das in einem Keller ebenfalls durch den Gebrauch eines 
offen brennenden Lichtes in Brand gerathene Packſtroh bereits gelöſcht war. 

* [Knabenſeminar.] Wie die heutige „Schleſ. Volkszeitung“ 
meldet, beabſichtigt Herr Canonicus Künzer mit Unterſtützung] des 
ſtaatlichen Diöceſan⸗Verwalters Herrn Schuckmann, ein Knabenſeminar 
zu gründen. Daſſelbe ſoll ſchon zu Oſtern eröffnet werden. — Wie 
daſſelbe roͤmiſche Organ berichtet, iſt die Anweiſung ergangen, den 
Grafen Ledochowski, falls er ſich in dieſſeitigen Landestheilen zeigen 
ſollte, zu verhaften und dann höheren Orts Anzeige zu machen. 


Glogau, 24. Febr. [Hochwaſſer.] Geſtern Abend von 8 bis 4410 Uhr 
und in der Nacht von 1 bis 4 Uhr paſſirte das Eis von Steinau und Köben 
unſere Brücke; leider blieb eine Eislage, welche bis zur königl. Ziegelei reicht, 
vor der Brücke liegen und es iſt bis jetzt, Mittags 1 Uhr, nicht gelungen, 
dieſelbe zu entfernen. In Folge dieſes Hinderniſſes iſt die Strömung im 


N 


afen und beſonders in der alten Oder jebr bedeutend, das Waſſer hat eine 
Höhe von 14 Fuß 3 Zoll erreicht; bei weiterem Wachſen befürchtet man eine 
vollſtändige Ueberſchwemmung des Doms. Das Dorf Oberau iſt vom 
Waſſer vollſtändig eingeſchloſſen, die Verbindung iſt nur per Kahn möglich. 
Der Poſten bei der Oberauer Redoute konnte beute Nacht nicht mehr abge⸗ 
löſt werden, er wurde heute Vormittag 10 Uhr mittelſt Kahn abgeholt. Die 
im Hafen in der Nähe der Brücke befindlichen Oderkähne wurden nach der 
Niederlage bugſirt, weil ihnen Gefahr droht, wenn das Eis von Breslau reſp. 
Dyhernfurt — — ſollte. Der Waſſerſtand im Hafen iſt 15 Fuß 6 Zoll 
und in der alten Oder 17 Fuß. Aus Beuthen a. O. ſind uns zuverläſſige 
Nachrichten zugegangen. Am Montag Mittag löſte ſich die Eisverſetzung bei 
Nenkersdorf und ſetzte ſich unterhalb Beuthen von Neuem feſt, rechtsſeitig 
dem Deiche der Wilkau⸗Carolather Niederung, linksſeitig dem ſtädtiſchen 
Angerdamm, welcher der Commune Beuthen gehört. Dieſer Damm iſt ge⸗ 
brochen, der Strom nimmt nunmehr ſeigen Lauf den kürzeren Weg durch 
den ſogenannten Hegewald, bei Költſch in das Oderbett mündend, während 
die Oder bei Carolath vorbei einen Bogen macht und durchweg wenig Strom 
hat. Die Ueberſchwemmung, welche durch den Bruch des Angerdammes 
erfolgte, reicht über das Dorf Tarnau binaus. Für den rechtsſeitigen 
Verbandsdeich der Wilkau⸗Caxolather Niederung hat es keine efahr. 


— Am Dinstag Mittag hatten ſich die Eismaſſen von Koöltſch 
abwärts bei Neuſalz vorbei in Bewegung geſetzt; bei Boyadel 
beſteht eine Eisverſetzung, die aber keine Gefahr bietet. Herr 


Deich⸗Inſpector Weißbrodt aus Glogau und die Deich⸗Hauptleute paſſirten 
geſtern die Aufhalt⸗Glauchower Oderniederung, überall die weitgehendſten 


Vorſichtsmaßregeln anordnend. Die Herren ſind der feſten Anſicht, daß für 


die Deichdämme keine Gefahr vorhanden ſei, der Waſſerſtaud fei noch immer 
8 Fuß unter der Deichkrone. Der Herr Regierungs⸗Präſident Freiherr 
v. Zedlitz⸗Neukirch iſt bereits in Beuthen eingetroffen, um ſich von dem 
Umfange der Ueberſchwemmung ſelbſt zu überzeugen. 


Sagan, 24. Februar. [Hochwaſſer.] Der ſeit voriger Woche be⸗ 
trächtlich augeſchwollene Bober iſt ſeit vorgeſtern im Fallen begriffen; der 
höchſte Waſſerſtand betrug 3,10 Mtr. und iſt heut bereits bis auf 2,40 Mir. 
über Null gefimfen; ſoweit der Bober ſtädtiſches Gebiet berührt, hat er bis 
jetzt keinen merklichen Schaden verurſacht, der Eisgang iſt überaus günſtig 
von Statten gegangen. Dagegen iſt die Umgebung von dem nahe gelegenen 
Dorfe Polniſch⸗Machen völlig überſchwemmt, doch iſt die Communication 
nicht gehemmt, wohl aber das dort unter der Eiſenbahnbrücke der Oberſchle⸗ 
ſiſchen Bahn durchführende Geleis der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Bapn inſo⸗ 


fern gefährdet, als daſſelbe nur noch ganz wenig aus dem übergetretenen 


Waſſer bervorragt, io daß ſchon in Erwähnung gezogen worden iſt, ob es 
nicht rathſam ſei den Verkehr auf der Abkürzungslinie Gaſſen⸗Arnsdorf deshalb vor 
läufig zu ſiſtiren. Aus den Queisdörfern lauten die Nachrichten ſehr ungünſtig; 
an einigen Stellen iſt die Communication vollſtändig unterbrochen, in Barge 
bat die Waſſermaſſe das erſt nen erbaute, aber noch nicht völlig beendete 
Mühlenwehr weggeriſſen, die unteren Mühlen⸗Räumlichkeiten ſtehen unter 
Waſſer und hat ſich der Müller mit ſeiner beweglichen Habe nach den oberen 
Räumen flüchten müſſen. 


8 Neufalz a. O., 23. Februar. [Der Eisgang der Oderl ging hier⸗ 
ſelbſt geſtern Nachmitiag gegen 1 Uhr vor ſich. Das ſehenswerthe Schau⸗ 
ſpiel hatte ſchon vorher viele Einwohner der Stadt an die Ufer des Stromes 
gelockt. Von Schädigungen iſt glücklicher Weiſe nichts Weſentliches zu be⸗ 
sıhien. Die Waſſerhoͤhe ſtieg binnen kurzer Zeit bis auf 12 Fuß. Die der 
Oder zunächſt gelegenen Ortſchaften hat demzufolge das ausgetretene Waſſer 
erreicht. Die Bewohner der niefliegenden Beſitzungen haben nach Rettung 
ihres Viehes und der Mobilien ihre Heimſtätte interimittiſch in ſicheren Be⸗ 
hauſungen wählen müſſen. Als Schreiber dieſes heut Nachmittag oberhalb 
der Brücke an der Oder entlang ſpazierte, gewahrte er auf einer ziemlich um⸗ 
fangreichen Eisſcholle einen Rehbock, welcher ſich auf einer jedenfalls unfrei⸗ 
willigen, gefährlichen Waſſerreiſe befand. Das Unglück ereilte ihn auch ſchnell 
genug. Auf der Eisſcholle bis unter die Brücke gelangt, erſchreckte ihn das 
Geraſſel eines über die Brücke fahrenden Wagens und veranlaßte ihn zum 
Fluchtverſuch, welchen er ſelbſtverſtändlich mit dem Tode des Ertrinkens be⸗ 
zahlen mußte. — Bei dem gegenwärtigen Waſſerſtande it eine Stelle der 
nicht unbedeutend frequenten Neuſalz⸗Carolather Straße überſchwemmt, wo⸗ 
durch die Paſſage für Wagen gehemmt und für Fußgänger durch Benutzung 
eines proviſoriſchen Steges erſchwert iſt. Durch verschiedene Mittel it zur 
Beſeitigung dieſes Uebelſtandes angeregt worden, aber vergeblich. In den 
gegenwärtigen Tagen wird dieſes Uebel wieder recht fühlbar. 


+ Löwenberg, 24. Febr. [Hochwaſſer.] Das urplötzliche Thauwetter 
der vergangenen Nacht und der faſt ununterbrochene, wenn auch warme 
Regen, haben den Bober in den Niederungen bereits am 20. d. Mts. aus 
ſeinen Ufern treten laſſen und noch iſt nicht abzuſehen, welchen Grad das 
Hochwaſſer annehmen wird, da mit Sicherheit anzunehmen, daß der Schnee 
im Hochgebirge noch lange nicht geſchmolzen iſt. 


K. Neumarkt, 23. Februar. [Tageschronil.] In der General⸗Ver⸗ 
ſammlung des biefigen Vorſchuß⸗ und Spar⸗Vereins hatten ſich 61 Mitglieder 
eingefunden. Der vom Kaſſirer Herrn Maurermeiſter Hampel erſtattete 
Rechenſchafts⸗Bericht ergab, daß der Verein Ende 1875 651 Mitglieder zählte, 
weiche ein Guthaben von 91,402 Mark eingezahlt. Spar⸗Einlagen waren 
120,243 Mark, der Reſerveſond beſteht aus 5933 Mark. Verluſte hat der 
Verein nicht gehabt. An Dividenden erhalten die Mitglieder für das abge⸗ 
laufene Jahr 7%. Dem Reſervefonds wurden 276 M. 87 Pf. zugeſchrieben. 
Das dieſes Jahr ausſcheidende Drittel der Ausſchußmitglieder wurde mit 
großer Majorität wiedergewählt. 


=ch= Oppeln, 24. Febr. [(Hochwaſſer.] Den fortgeſetzten Anſtren⸗ 
gungen iſt es gelungen, den Deich in Wilhelmsthal durch Pfahlwerk, 
Leite ꝛc. bis jetzt zu erhalten und da das Waſſer ſeit geſtern um 1 Meter 
gefallen, fo ſteht jetzt zu hoffen, daß das von Coſel herabkommende Eis, 
deſſen Abgang noch immer nicht aviſirt iſt, ein gefährliches Anwachſen 
der Oder hier nicht mehr zur Folge haben wird. Das Eis, welches unter⸗ 
halb der hieſigen Oderbrücke ſtand, iſt bereits heut Nacht abgegangen, das 
oberhalb der Brücke aber am heutigen Morgen, und der Strom iſt eisfrei. 
Nachrichten aus Norok unterhalb Oppeln melden, daß dort das Eis geſtern 
in Bewegung gekommen und das Waſſer im Fallen ſei. Nach Nicoline 
und Löwen ſind zu Eisſprengungen von Neiſſe aus Pioniere commandirt; 
ſo eben, gegen Abend, geben von hier Kähne mit Lebensmitteln nach Nico⸗ 
line ab. — Viele Familien, welche in Folge des Hochwaſſers ihre Wohnun⸗ 
gen in der Odervorſtadt und in Wilhelmsthal verlaſſen mußten, find im St. 
dalbert⸗Kloſter, in der Pfarrei, dem Vicariatsgebäude, dem Saale und an⸗ 
deren Zimmern des Ratbhauſes, im ſtädtiſchen Krankenbauſe, katholiſchen 
Vereinshauſe und im Oeſterreichiſchen Gaſthofe untergebracht; der vaterlän⸗ 
diſche Frauenverein bat für die erite Noth der Unbemittelten einen Untere 
ſtützungsbetrag von 300 Mark angewieſen. Ein weites Feld iſt dem Wohl⸗ 
thätigkeitsſiun der hieſigen Einwohnerſchaft eröffnet, die denſelben gewiß auch 
diesmal in altbewährter Weiſe gern bethätigen wird. 


Berlin, 22. Februar. [Ein langwieriger Proceß,] der des Ritter⸗ 
gutsbeſizers v. Mitſchke⸗Collande wider die Görlitzer Eiſenbahn, 
iſt nach Erhebung zahlreicher Beweiſe am Montag von der Civilabtheilung 
des Kammergerichts entſchieden worden. Dem Klagefundament liegt ein 
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befindliche Barriere zu ſchließen vergeſſen, und die durch das Brauſen des 
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m dicht bei Görlitz beleg e 
der Görlitzer Eifenbabn der Schäfer des Klägers eine große Heerde Schafe, 
ch eine Anzahl edler Mutterſchafe befanden. Bei Ankunft 
x eines auf der letzteren Bahn abgelaſſenen Zuges hatte der Wärter die dort 


Zuges ängſtlich gewordenen Thiere liefen direct dem Zuge entgegen, wobei 
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allein 36 koſtbare Mutterſchafe ibren Tod fanden. Herr d. Mitichte verlangte W 


von der Görliker Bahn einen Schadenerſatz von 1250 Thlr., welchen Betrag 
derſelbe bei der Weigerung der Babnverwaltung, irgend einen Erſatz zu 
leiſten, gegen die letztere einklagte. Das hieſige Stadtgericht erkannte auf Ab: 
weiſung des Klägers, da es nicht für feſtgeſtellt erachtete, daß die Schafe 
durch das begangene Verſeden eines Angeſtellten der Verklagten allein 
Sg pr feien. Auf die von dem Kläger gegen diefe Entſcheidung einge 
legte Appellation ordnete das Kammergericht eine ganz umfaſſende Beweis: 
aufnahme an, deren Erhebung beinahe 2 Jahre in Anſpruch nahm, deren 
Reſultat aber ein für den Kläger günſtiges war. Der Kammergerichtshof 
änderte daher das erſte abweiſende Erkenntniß dahin ab, daß es die Ver⸗ 
klagte zur Erſtattung des entſtandenen Schadens berurtbeilte, 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 

Dortmund, 24. Februar. Der biefige Oberbürgermeiſter Becker 
wurde in Düſſeldorf zum erſten Bürgermeiſter gewählt. 

Peſt, 24. Februar. Der „Peſti Naplo“ meldet: Die ungariſche 
Regierung ſtimmte der Trennung der Südbahn zu, gleichzeitig wurde 
zwiſchen der öͤſterreichiſchen und ungariſchen Regierung die Abtrennung 
des ungariſchen Südbahnnetzes feſtgeſtellt. Nach Genehmigung der 
Suͤdbahnconvention mit Italien durch den ungariſchen Reichstag wer: 
den die Commiſſionen der Regierungen beider Reichshälften die Detail: 
vorarbeiten behufs der Durchführung der Trennung vornehmen. 

Paris, 24. Februar. Der „Agence Havas“ zufolge verlautet aus 
politiſchen Kreiſen, es ſei das Miniſteriſem des Innern Caſimir Périer 
und das Handelsminiſterium Zeiffereuc de Bort angetragen worden. 

Verſailles, 24. Februar. Die Permanenzcommiſſion hat fi 
heute mit Feſiſtellung der Formalitäten beſchäftigt, unter welchen auf 
die am 8. k. Mid. zuſammentretenden beiden Kammern die bisher von 
der Nationalverſammlung ausgeübte Gewalt übergehen ſoll. 

Deal, 24. Februar. Die Leichenſchau⸗Jury gab wegen des ver⸗ 
unglückten „Strathelyde“ den Wahrſpruch: Toͤdtung gegen den Gapitän 
Kayn von der „Franconia“ ab, und mißbilligte das Weiterfahren ohne 
Hilfeleiſtung, ſowie das Verhalten der Bemannung des Schleppers 
„Palmerſton.“ Ein Verhaftsbefehl gegen Kayn, wie ſtets bei dem 
Wahrſpruch „Tödtung“, wurde erlaſſen, jedoch wurde er gegen 1000 
Pfund Sterling Bürgſchaft auf freiem Fuß belaſſen. 


f (Aus L. Hirſch's Telegr.⸗Bureau.) 

Belgrad, 24. Februar. Trotz der friedlichen Verſicherungen der 
ſerbiſchen Regierung nehmen die Rüftungen ihren Fortgang. Die 
Konſtantinopeler Nachricht von einem bevorſtehenden türkiſchen Ulli: 
matum an Serbien, verurſacht hier große Aufregung. Fürſt Milan 
conferirte mehrere Stunden mit den diplomatiſchen Vertretern der drei 
Nordmächte. 

Koſtajnica, 24. Februar. In ganz Bosnien iſt geſtern die 
Amneſtie für Diejenigen verkündet worden, welche die Waffen nieder⸗ 
A Bis jetzt iſt noch keine Unterwerfungs⸗Erklärung abgegeben 
worden. A 


Telegraphiſche Courſe und Böͤrſennachrichten. 
graph 55 | meet chrich 


Brüſſeler B. —, —, Berliner Bankverein 79/5, 
Wechslerbank —, Ne 


h do. neue 92 
Ung. Oſtb.⸗Obl. II. 65%. Deutſche Vereinsbank —. Pardubitzer Actien —. 

*) Per medio reſp. per ultime. 

Still. Prioritäten der mähriſchen Grenzbahn 66%. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 154%, Franzoſen 251%, Lombarden 
98%, Galisier —, 1860er Looſe —. Oeſterreichiſch⸗deutſche Bank —. 
; 2 N 


Reichsbank —. 

m „ 24. Februar, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.. 116, Silperrente 64%, Credit⸗Actien 154%, Nordweſtbahn 1 50 
1860er Looſe 113%, Franz. 630, Lombarden 246%, Ital. Rente 71%, 
Vereinsbank 118%, 
—, Norddeutſche 126, Provinzial⸗Disconto —, Anglo⸗ deutſche 57, do. 
e i dee e. 

A. = einiſche Eiſenbahn do. 4, Bergiſch⸗ iſche do. 80%, 
Disconto 3 pCt. — Geſchäftslos. 8 0 1 

Hamburg, 24. Februar, Nachmittags. [G e Weizen loco 
flau, auf Termine behauptet. 2 loco ſtill, auf Termine ruhig. Weizen pr. 

ebr. 197 Br., 196 Gd., pr. Mai⸗Juni pr. 1000 Kilo 200 Br., 199 Gd. 
en pr. Februar 143 Br., 142 Gd., pr. Mai⸗Juni pr. 1000 Kilo 
144% Br., 143% Gd. Hafer ruhig. Gerſte matt. Rüböl matt, loco 
68, pr. Mai 64%, pr. Octbr. pr. 200 Pfd. 64. Spiritus flau, pr. Febr. 
34, pr. März⸗April 34%, per Mai⸗Juni 35, per Juni⸗Juli per 100 Liter 
100 36. — Kaffee zubig, Umſatz 1500 Sack. Petroleum feſt, 
Standard white loco 12, 80 Br., 12, 60 Gd., per Februar 12, 60 Gd., 
per Auguſt⸗December 12, 15 Gd. — Wetter: Windig. 

Liverpool, 24. Februar, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. verändert. Tagesimport 3000 
Ballen, davon 1000 B. amerikaniſche. 5 

Liverpool, 24. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] 
an 3 Ballen, davon für Speculation und Expo 
Angeboten. | 

Middl. Orleans 6 ½, middl. amerikaniſche 61, fair Dhollerah 4°|,,, middl. 
1 Dhbollerah 3%, good middl. Dhollerah 3%, middl. Dhollerab 3% ,,, fair 

engal 4, good fair Broach 4%, new fair Oomra 4%, good fair Oomra 
4%, fair Madras 4%, fair Pernam 7, fair Smyrna 5%, fair 


Egyptian 6%. 

etersburg, 24. Februar, Nachmittags 5 Uhr. [Schluß ⸗Courſe.] 
Wechſel auf London 3 Mon. 31%. do. Hamburg 3 Mon. 266%. do. Amſterdam 
3 Mt. 157 4. do. Paris 3 Mt. 327%. 1864er Präm.⸗Anleide (geſtplt.) 212%. 
1866er Präm. : Anl. a 212%. 8 6,29. Große Ruſſ. 
er 157%. Ruſſ. VBopencredit = Bfandbriefe 104%. Privatdiscont 


pCt. 
Petersburg, 24. Februar, Nachm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Tal 
loco 54, 50. Weizen loco 11, 25. Roggen loco 6, 75. Hafer loc 9 4 25 
Hanf loco 36, 50. Leinſaat (0 Pud) loco 13, —. Wetter: Milde. 
eee 24. ez e 4 Uhr 30 Minuten. [Getreide⸗ 
fe 2 N 1 9 x Weizen weichend, Roggen unverändert. Hafer 
etig. Gerſte, behauptet. } 
Antwerpen, 2 Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
e ie de be za 287% he 287% 2er und Br., 
er Fe 13 r., per z ez., 287 0 
28% Br., pr. Se ee 29% Br. Steigend. , 28% Br., per April 
8 24. e (Sttufberiät) Stan 
white loco, vr. ruar, pr. rz un 1 ED, ; 
September 12, 25. Felt. m per Auguſt 


Berlin, 24. Febr. Der heutige . zeigte ſich abhängig von 
dem Verlauf, den die Liquidation nahm. Das f 

das Aeußerſte beſchränkt und ließ eine beſtimmt ausgeprägte Tendenz 

ht zum Ausdruck kommen. Auf dem Speculationsgebiete war dagegen die 

feftere, da vielfach bei der Prolongation ſich ein Stüde- 

mangel ergab, wenigſtens ſtellten ſich die Deportſätze für die internationalen 


Ballen. 


deſſen Höhe durch einen dem Kläger auferlegten Eid feſtgeſtellt werden ſoll.] z 
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aurahütte 56%, Commerzbank 89, do. II. Emiſſion 
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elbitftändige Geſchaft blieb] Wind 


in Eiſenbabn⸗Prior. gewann keine ſonderliche Ausdehnung. Auf dem Eiſenbahn⸗ 
actienmarkte war wenig Verkehr zu conſtatiren. Das bisherige Coursniveau un⸗ 
terlag nur geringen Veränderungen. Stettiner feſt, Halberſt. böher, aber ſchließ⸗ 
lich offerirt, Potsdamer gedrückt, Oberſchl. matt und angeboten. Leichte Bah⸗ 
nen gedrückt, theilweiſe vernachläſſigt, Naheb. eher matt. Bankactien in 
geringem Verkehr. Börſenhandelsverein belebt, Braunſchweiger Credit be⸗ 
gebrt, Deutſche Unionsbank feſt, Braunſchweiger Bank höher, Niederlauſitzer 
Bank zog um 4½ pet. an, Centralbank für Bauten ſteigend, Meininger 
beſſer, Coburger Bank und Bank für Rheinland gedrückt. Induſtrie⸗Papiere 
obne Leben. Große 5 in guter Frage. Viehhof matter. Böhm. 
Brauhaus ſteigend, ericke ſteigend. Erdmannsdorfer Spinnerei lebhaft zu 
höberem Courſe. Linde Wagenbau gefragt, es feblten Abgeber. Oberſchleſ. 
und Görl. Eiſenbedarf, Engeſtorff Salzwerke weichend. Tarno witzer anziehend. 
Bochumer feſt und geſucht. Gelſenkirchner Bergw. ſchwächer. Aachen⸗Höngen 
niedriger. — Um 2% Uhr: Felt. Credit 310, Lomb. 199%, Franzoſen 503%, 
Reichsbank 157%, Disconto⸗Commandit 125, Dortm. Union 9%, Laurahütte 
57½, Köln⸗Mindener 98%, Rheiniſche 115%, Bergiſche 80%, Rumänen 27. 
(Bank⸗ u. H.⸗Ztg.) 


bez., 
M. ab 


5 pr. Juli⸗Auguſt 
M. bez. e⸗ 


— Rog 

ruſſiſcher 148—149% M. bez, pol⸗ 
8. M. ab Bahn > f 
pr. 


— * Juli⸗Auguſt 14 . 
0% M. dez. — Belündigt — Cinr. Kündi⸗ 
gungspreis — M. — Gerſte ioco 132—177 M. nach Qualität gefordert. 
— Pafer per 1000 Kilo loco 135—182 M. nach Qualität gefordert, oſtpreu⸗ 
ßiſcher 150—176 M., weſtpreußiſcher 150 — 176 M., ruſſiſcher 150 —176 M., 
pommerſcher 170-178 M. bez., mecklenburgiſcher 170—178 M. bez., böh⸗ 
miſcher 170 —178 M. ab Bahn bez., pr. 9 — M. bez., pr. 
ahr 160 160 M. bez., pr. Mai⸗Juni 161161 M. bez., pr. 
ni⸗Juli 161% M. nom. — Gekündigt — Ctnur. Kündigungspreis — 
— Erbſen: Kochwaare 172 — 210 M., Futterwaare 165 —170 M. 
Weizenmehl pr. 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sad Nr. O: 27,00 — 26,00 
e eee „50 —24,00 M. bez. — Rog⸗ 
Nr. 0: 23,50 — 22,00 M., Nr. 0 und 1: 21,00 —19,50 M. bez. — 
{ 1: pr. N M. bez., pr. 
ebruar⸗März 20,6560 M. 5 25 pr. März⸗April — M. bez, pr. April⸗ 
Mai 20,80 —70 M. bez., pr. i⸗Juni 20,90—85 M. bez., pr. Juni⸗Juli 
20,95 - 90 M. bez., pr. Juli⸗Auguſt 20—95—90 M. bez. — Gekündigt — 
Ctnr. Kündigungspreis — M. — Oelſaaten: Raps — M., Rübfen — M. 
nach Qualität bez. — Rüböl per 100 Kilo loco ohne Faß 62 M. bez., mit 
Faß — M. bez., pr. Januar⸗Februar 63 M. Br., pr. Februar⸗März 63 
R. bez, pr. April, Mai 62,8 07 M. bez, pr. Mai Jum 63,3—2—4 M. 
bez., pr. September⸗October 63,54 M. bez. — Gekündigt 200 Etnr. Kun⸗ 
digungspreis — M. — Leinol loco — M. bez. — Petroleum loco 29 M, 
per 100 Kilo incl. Faß, pr. Januar⸗Februar 27 M. Br., pr. Februar⸗März 
— M. bez. Abgelaufene Anmeldungen — M. bez., pr. April⸗Mat — Di. 
bez., pr. Septbr.⸗October 25 — 25,2 M. bez. — Gekündigt — Cine. Kündi⸗ 
aungspreis — M. 
Spiritus per 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 43,8 M. dez, „mit Faß“ 
— M. bez., pr. Januar⸗Februar 45 M. Br., pr. Februar⸗März 45 M. 
bez., pr. Marz⸗April — M. bez., pr. April⸗ Mal 46,1—45.9 M. bez., pr. 
Mai⸗Juni 46,6 —4 M. bez., pr. Juni⸗Juli 47,7 M. nom, pr. Juli⸗Auguſt 
49— 49,1 M. bez., pr. Auguſt⸗Septemder 50 — 50,1 M. bez., pr. October⸗ 
November — Mark bez. — Gekündigt 10,000 Liter. Kündigungspreis 45 M. 


4 Breslau, 25. Febr., 9% Uhr Vorm. Die Stimmung am heutigen 
Markte war für Getreide ſehr ruhig, bei maßigem Angebot und under: 
änderten Preiſen. 

Weizen, nur feine Qualitäten beachtet, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 15,76 bis 18,00 19,50 Mark, gelber 15,50 —16,75—18,50 Mart, 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

. bh in ſehr ruhiger Haltung, per 100 Kilogr. 13,80 —14,80 bis 16 
Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

8 ſchwache Kauflust, per 100 Kilogr. 12,50 — 14,50 bis 15,50 Mart, 
weiße 16,00—17,00 Mart. J 

afer ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 15,00 — 16,30 — 17,60 Mart 
feinſter über Notiz. ö 

Mais mehr Kaufluſt, per 100 Kilogt. 10,20 bis 11,50 Mark. 

Erbien»gut behauptet, per 100 Kilogr. 17—18—20,50 Mart. 

Bohnen blieben pernachläſſigt, per 100 Kilegr. 14,80—15,80.—16,50 Mt. 

ee leicht 1 15 ru 25 u 3 

upinen, nur feine trockene Quali eachtet, per Kilogr. gelb. 
9,60— 11,30 Mark, blaue 9,50-- 11,40 Mark. ’ 

821 aaten in matter Haltung. 

Schlaglein matter. ; 

Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat 50 — 25 — 


2 


22 25 
Winterraps — 29 — 28 — 
Winterrübſen — 28 — OB: 
Sommerrübſen 2⁵ 29 25 27 50 
Leindotter — 3 9 


24,25—25,25 Mark, „Futtermebl 10—11 i ie 8 bi 
5 1 wa Roggen⸗Futt Mark, Deizentleie bis 


Meteorologiſche r 7 
e 


der königl. Univerſitäts 


eruwa reslau. 
Februar 24. 25. Nachm. 2 U. Mbps. 10 U. g. 6 
druck bei ...... 327%34 328%65 329% 87 
. 91 + 1% 02 
D druck 8 5 222 1473 157 79 
ättigung 77 pCt. 76 pCt. 88 pCt. 
N W. 4 . 3 4 
Wetter N bedeckt. trübe. bedeckt, Schnee. 


Breslau, 25. Febr. [Waſſerſtan de] O.-B. 7 N. 26 Cm. U- B. 4 N. 60 C. 
\ Eisgang. 


Pa 


al⸗Juni 19544197 | gent 


7778 ö 


Inkb. Pfd. d. Pr. Hyp.-E. 3% 99,09 bz@ 
0. 


do. 8 5 100,60 ba 
Deutsche Hyp.-B.-Pfb. 4% 95,15 ba 
Kündbr. Cent.-Bod.-Or. 4 „20 B 
Unküind, de Nr 5181,50 ba 
de, rückzb. k 1105 166,78 @ 
do. do. do. * 98,60 ba 
Unk, H.d. Pr. Bd. —— 
do. III. Em. do. 5 103.75 ba 
Tündb. Hyp. Schuld. do. 5 5 
Ayp.-Anth. Nord. -G. C. B 5 101,25 bz@ 
?omm. Hyp.-Briefe . . 6 08,76 8 
do. 0. 21 4 2 2 
goth. Präm,-Pf. m. . 
do, do. I. Em. 6 166,50 br 
40. 5% Pf. ræzIbr. m. 110% 103,44 d 
40. 4½ do. do. m. 11 4½ 9,20 bz 
er Präm.-Pfdb.|4 102,26 bz 
dest, ‚Bilberpfandbr. .54| 56,50 B 
do. Hyp.-Crd.-Pfdbr. 5 — — 
Pfäb,d.Oest.Bd.-Cr. 5 | 38,90 bz 
Jchles. Bodener.-Pfdbr. 5 1180,60 G 
do. do, 4½ 94,0 @ 
Büdd, Bod.-Ored.-Pfdb. 5 192.00 8 
ia sh 5188 


0. 
Wiener Silberpfandbr. 


Ausländische Fonds. 


dest, Silberrente. » 4½ 84,20-38-25 bz 
do. Papierrente, . 4½ 60,00 ba 
do. 54er Präm.-Anl. ./4 06,75 G 
40. Lott.-Anl. v. 60. . 5 |113,40 bz 
ds. Credit-Loos es. — 34,0% bzB 
do. 64er Loose „„ 297% b: 
Russ, Präm.-Anl, v. 64/5 174,40 ba 
do. o, 188606 174 28 bz 
de. Bod.-Ored,-Pfäbr.)5 85.50 bz 
40. Cent.-Bod.-Cr.-Pfdb. 00 8 
Russ,-Poln, Schatz-Obl.[( 4 — — 
Pfndbr. III. Em. | — — 
boln. Liquid.-Plandbr. 4 | 68,90 ba 
Amerik. rücks. p. 188186 | bz 
do, do. 6 10130 dz 
do. Anl + +5 [101,60 vas 
Fran N 
(tal. neue 6% Anleihe|5 | 71,79 ba 
ital, Tabak-Oblig. 8 50 
Anab-Grazer 100 Thlr. L. 4780 bz 
Rumänische Anleihe. 8 103.90 bıG 
Türkische Anleihe. 5 | 193,90 B 


ung. 5% 8t-Kisenb-Anls | 12,40 bz 


Schwedische 10 Thir.-Loose 49,50 B 
Finnische 10 Thir.-Loose 40, 10 bz& 
Tärken-Loose 43,75 B 


Elsenbahn-Prioritäts-Aotien, 
Sarg-Märk. Serie II, .ı4 — 
do. III,. 358 af) %% % 
do, do, 1 4½% 97,00 ba 
do. Hess. Nordbahn 5 103,5 @ 
Lerlin-Görlits 5 1101,75 € 
4, . 4% 92.25 8 
do, Lit, C. . 4 — — 
Aroslau-Freib. Lit. D. 4 — — 
do. do. E. 4 — — 
do. 40. F. 4 — — 
E 2 * 
0. 0. — 
40. do. J. 4½% 90,70 B 
do. 1 90,50 B 
Jölu-Minden III. Li ey 
do. Lit. B. 4½ 99,06 8 
de, „.IV.4 | 92,96 bz 
do. . . . . V. 9e 8 
Aalle-Sorau-Guben . 5 95 0 
Jannover- Altenbeken 4½ — — 
Märkisch-Posener ...d5 — — 
J.-M. Staateb, I. Ser. 4 —— 
0. 4 II. Sar. 4 2 
> do, Odl. I. u. II. 4 | 9700 BR 
. do. III. Sor. 4 86,756 0 
4 les. — 1110 414 —— 
. zu- 
de, ꝶ&RR& 40 — — 
do, RER 482 0 
do, E. . 3% 86 N 
40. N 41101 B 
40. 28 4 
do, v0. „A101 ba 
do. von 1869/6 |104 B 
do, von 1873. 0 n 
do. von 1874. 4½% 97,50 bad 
do. Brieg -Nalsse4½% — — 
do. Oder — — 
dp. 


9 


te-Oder-Ufer-B. .|6 


Schlesw, Eisenbahn . 4% 95,80 G 
Shemnitz-Komotau ; = > 4 
Dux-Bedenb ach... 3880 55 
II. Emission 0 58,50 dan 
erag- Dur. e ner fr. | 38,10 @ 
dal, Carl-Ludw.-Bahn.d | 88,10 bz 
do. do. ‚neue |b | 84,90 bz 
Kaschau-Oderberg 5 | 66.50 b 
Ung. Nordostbalhn . . 5 | 61,80 b 
Ung. Ostbahn .. » 3 980 bzB 
berg-Osernowitz . | 69,50 6 
= do. II. | 72,70 ba 
do, do. III.s | 65,00 B 
Aährische Grenzbahn 858 — — 
Mähr.-Schl. Centralb. fr. 24,75 bsB 
do. u tr. — — 
Tronpr.-Rudolf. Bahn 5 | 72,75 
a f — = 
40, südl, Staatsbahn 3 237,60 tz 
do, neue 3 237.50 @ 
do, Obligationen s | 81.70 ba 
Hui rs W 48 —— 2 
0. 48 0⁰ 0 
40. IV.. 5 | 93,25 eb 
10, V. . | 9050 bz 
Bank-Discont 4 yt. 


Verantwortlicher 
Druck von Grab, Barth u. 


/ h ar 


Berliner Börse vom 24. Februar 1876. 


W. Elsenbahr- Stamm- Aotlen. 
ie liche ve ae eee eee 
— 1 — — = 
London 1 Latr. .|3 M | 20.30 da — 1 - — 
aris: 100 Erca. .|8 T. 4 | 81,30 bz Borlin-Anhalt . ..) 8% | — 4 [108,75 dz 
®steraburgl00SR,| 3 M. 6 201 0e b Berlin-Drosden 5 — Is 28,75 bz 
1 8 T. 6 233½6 ba 5 Fi i 
Wien 160 FL 8 m 1 12086 — ... 1 0 4 32,40 bz 
4 40 2 wer 1540 b Berl de ge EB 
———— [0 Pa ı 2 9,30 bs 
Fonds- und Geld-Course, \ Beriim Stettin” . .|98 - 4. 128,40 b 
ne 1˙ 5 — ee 7 8 s 8 bz 
0. 0 40 bz au-Freid.. 7 — 4 | 80.75 b: 
3taats-Schuldscheine, . 3 | 93,25 ba Cöln-Minden. . . 4 — 1 | 99,40 ba 
Präm.-Anleihe v. 1855/31, 132.50 bzB do, Lit B. 8 s 8s | 97,25 vi 
Berliner Stadt-Oblig. 4½ 101,8 ba Cuxhaven, Eisenb.| 8 s.“ 12 
2 — & 5 ern une re s 9 4 — bz 
3 )JPo: 3 F . Carl-Ludw.- — 50 
2 J osensche neue.. 4 | 94,75 bz Halle-Sorau-Gub. 8 * — 13.25 — 
(Schlesische 85,15 @ Hannover- Altenb. 0 — 4 | 17140 bz 
40 Kur. u. Neumärk, |4 | 97,80 bz Kaschau-Oderberg) 5 — s | 52 ben 
3 Pommersche 4 1 9730 6 Kronpr. Rudolfb. 5 5 6 | 54,50 b 
© rosen sche 4 | 97,95 ba. ‚Ludwigsh.-Bexb. | 9 — 4 1176,75 va 
S4Preussische. . 4 97,90 bx Mark.- Posener 0 — „ 2 bz 
3 ]Westfäl. u. Rhein. 4 | 9850 bz deb. -Halberst. 3 — 4 62 bz 
F Biehsischn. * ** —— u r 14 — 4 219,80 bz 
Schlesis lee 2 0. t. B. — 2⁵ 
— ß ̃ | - | 14 oe 
Baierische 4% Anleihejd 20 B Niederschl.-MArk. .| 4 4 4 88 6 
Oöln-Mind. Framiensch 3½ 109.60 bzG * A. C. D. E. 12 — 25 138,90 b 
— — 7 Nees — N 
Karh, 40 Thaler-Loose 258,75 bzG geg, Er. St. B. 2 Bern 4286 5. 
Badische 38 Fl.-Loose 142,90 B Oest, Nordwestb, | 5 — 56 237 bs 
Braunschw. Präm.-Anleiha 83,70 be Oest.Südb.(Lomb.)| 1% — 4 |19350-99.50 
Oldenburger Loose 138,1 b Sade rd 0 — 4 | 3,10 ba 
— e-UO-U,-Bah: — 
Dueaten 9,52 bs |Fremd.Bkn. 99,83 & Reichenberg Pard. 2 4 40 18975 bzB 
over, 20,48 B ;leinliLeip, — — jRheinische. . . 8 - 14111550 d 
Sapoleons 16.28 ba Oest. Bin. 177,00 bz do. Lit. B. (4% gar.) 4 4 4 23,10 bz 
imperials 16,65 G Russ. Bkn, 264,70 bz r 0 0 4 | 1690 da 
Dollars 4,18 6 Rumän, Eisenb 4 — 14 127 bas 
—  — Dee 0 ert 
Hypotheker-Certifionte. Stargard Epe 9 | 4%, Jay, 1101,30 br 
5 Thüringer Lit. A. 7 — 25 
cruppscheParttel- Ol. e |190,40 d I Warsckan- Wien. 7 — 1 1912 226 


—— — 32 — 


Eisenbahn-Stamm-Prieritäts-Aotlen. 
Berlin-Görlitzer . .| 4 — 5 ı 62,25 br 
Berliner Nordbahn] ® — lo — 
Breslau- Warschau © ® 30 = 
Halle-Sorau-Gub, | 0 0 5 | 23,25 pa 
Hannover-Altenb, | 0 0 s | 33 ben 
Kohlfurt-Falkenb. 2% — 15 49,50 das 
Märkisch-Posener | ö — |5 | 6530 de 
Magdeb.-Halberst. 3% 8 5 un * 

do. Lit. C. ‚75 bz 

Ostpr. Südbahn. 3% — 15 72,25 by 
Pomm. Centralb, .| 0 — fr. im 
RE * F a — 

umänier ‚5 bz 
Saal-Babn. ,..». 2% % |6 | 27,50 ba 
Weimar-Gora, 5 2% |b | 27,50 ba 

Bank-Paplere. 

Allg.Deut.Hand.-G,| 5 — 1 jeonv. 215) 6 
AngloDeatsche Bk. 0 — 4 | 866,5 0 
Berl. Kassen-Ver. 10½ j17,7 f 129 B 
Berl. Handels.-Ges.] 7 — |4 | 83,75 bz 
nen * eu n =. — ei 

rau br. Bank. = i 
Bresl. Disc,-Bank | 4 — 14 | 64,40 da 
Bresl.Maklerbank | 9 — Be 
Bresl. Makl. Ver.-B. 4 2. Mia 
Bresl, Wechslerb.| 3 — 14 [s be 

‚Coburg. Orei,-Bnk.| 4 — 4 | 66,235 bz 
Danziger Priv.-Bk.| 6 7 4 114,25 6 
Darmst. Creditbk.] 0 6 4 107.90 ba 
Darmst. Zettelbk. 6% 5½ 4 | 96 8 
Deutsche Bank 5 — 4 78,80 bz 
* 2 3 — — 4 . bz 

o. Hyp.-B. Berlin] 7 — 4 8 
Deutsche Unionsb. * 0 ftr. | 78,50 etbı@ 
Disc.-Comm.-Anth. 12 — 1 1125,40 d 
Be DE 6 5 r 90 1 

0 ei 6 5 41, 
et) | BE 
— 2 
H B. 111 
Tg Bank. | + % . In B 

o. Disc.-Baunk @ N 87.50 B 
Königs d. Ver.-Bank 3) | 51, 5 
Endw-B.Kwilcckil o ! ed 
Leipz, Cred.-Aust. 9% 7 (4 12180 0 
Luxemburg. Bank) 9 \ Se. 6 
Magdeburger do. 6% 54, 4 104 6 
Meininger do, — 4 | 76,75.bzB 
Moldaner Lds.-Bk.| 3 1 1 
Nordd. Bank 10 8 4 1126,50 B 
Nordd. Grunder.-B. 9% |» 4 1 @ 
Oberlausitzer Bk. © 2 4 55 8 
Oest, Cred.-Actien 6% — 4 309.10 b 
Posner Prov.-Bank 6 2% 4 | 97,10 50 
Pr. Bod.-Or.-Act.-B. 8 8 4 br 
Pr. Cent.-Bod,-C: 9 — 4 11730 @ 
84 ank. — 4 11920 bıG 
Sächs. Cred.-Bank : — — @ 
Schl. Vereinsbank 5 — 4 87.28 8 
Thüringer B 9 4 1 74 bes 
Weimar. 1. 4 — 4 | 59,76 ba 
Wiener Unionsb. 5 — 4 128 0 

E 
In Liquidation.) 

Berliner Bank, . ., 0 — ftr. 57 B 
Berl. Bankverein 4% | 0 l. 80 bas 
Berl, Lombard-B.] 0 — ftr. 50 
Berl. Prod-Makl.-B.] ® — Ir. — — 
Berl, Wechsler.-B, 3 — fr. 37,50 6 
Br.-Pr.-Wechsl.-B, — tr. — 
do. Hand. u. Entrep.] @ — tr. — 
Centralb, f. Genos,| @ — ftr. 90,70 bz 
Hessische Bank. | 0 — ftr. 57 6 

erte Jr,? = . | dies 
Ostdeu' — ftr. 8 
Pos. Pr.-Wechsl.-B. 0 — fk. rd 

Credit-Anstalt| © — tr. | 51 das 
Pr. Wechsler-Bnk,| 0 — tr. = 
Schl. Centralbauk 2 — ftr. — 
Vor.-Bk. Quistorp| 0 — if, | 9,50 bz& 
— k q — 
In dustrie-Paplere. 
Berl.Eisenb.-Ba-A,| 7% | — ‚fr. 1123,50 B 

D. Elsenbahnb.-G. 0 — 4 13,6 d 
do, Reichs. u. Co-. 4 — be 
Märk. Sch. Masch. G. 0 — 14] 15,80 
Nordd ‚Gummitab.| 6% | — 448 8 
57 } apierfabr,| 4 — |4|19B 

o tend, Com.-®.) 0 — tr.] 5,50 bad 
Pr. Hyp.-Vers.-Act. 18% |18 4 125.8 bzB 
Schles. -Feuervers,|17 — 4 1570 6 
Donnersmarkhüttef 4 — 4 ] 19,50 bzB 
Dortm. Union, . 0 — 14 | 9,75 baB 
Königs- u. Laurah. 10 — f | 57,40 va 
Lauchhammer. 0 — 4 ] 16,25 6 
Marienhütte ....| 74 — 4 | 67,50 
Moritzhütte. , ... .| 9 — a [31,6 

chl. Eisenwerke| 1 — | 6,25 6 
Redenhütte, . . 0 — 4 | 480 b 
Schl. Kohlenwerko| 9 _ — 
Schl.Zinkh,-Actien| 7 — 4 | 81.75 din 

do. St.-Pr.-Act.] 7 — 4% 89,75 B 
Tarnowitz. Bergb,| 0 — 45125 
Vorwärtshütto 1 — 616 6 
Baltischer Lloyd .| @ — 44 13710 6 
Bresl, Bierbrauer.| 0 oe 4 3 
Bresl. E.-Wagenb.] 6% 6% 4 | 50,50 0 

do. ver. Oelfabr.) 6 — % 1496 
Erdm. Spinnerei | 4 — 4 | 21,30 etb2@ 
Görlita, Eisenb.-B. 2% — 4 | 31,75 8 

ollm's Wag. Fabr. 0 — 4 | 12506 
O. Schl. Eisenb.-B.| 2 BA | 28,50 etbz6 
Schl. Leinenind „.| 14 | —_ | | 8 @ 
S.Act.-Br. (Scholtz) © — . — — 

de. Porzellan 9 — 4 [28 
S |7 1 | Sue 

agenb. — — 161 
Schl. Wellw,-Fabr,| 0 — 8 4 0 ! mr 
WilhelmshütteMA.| 4 N 45,50 B 
Redacteur: Dr. Stein. 
Comp. (W. Friedrich) in Breglan 


